
 

 

 

Kreis Rendsburg-Eckernförde 
Der Landrat 

 

 
 

Öffentliche Bekanntmachung 

 
Es findet eine Sitzung des Hauptausschusses am Donnerstag, 19.01.2023 um 
17:00 Uhr, im Kreis Rendsburg-Eckernförde, Kaiserstraße 8, 24768 Rendsburg, Kreis-
tagssitzungssaal statt.  
 
 
 
 
Tagesordnung: 
Öffentlicher Teil 
 
1. Eröffnung, Begrüßung und Festlegung der Tagesordnung 

 
 

2. Fragestunde für Einwohnerinnen und Einwohner 
 

 

3. Anfragen nach § 26 Geschäftsordnung des Kreistages 
 

 

4. Niederschriften 
 

 

4.1. Niederschrift über die Sitzung vom 27.10.2022 
 

 

4.2. Niederschrift über die Sitzung vom 03.11.2022 
 

 

4.3. Niederschrift über die Sitzung vom 10.11.2022 
 

 

5. Bekanntgabe der in nichtöffentlicher Sitzung gefassten Be-
schlüsse 
 

 

6. Verwendung des Jahresüberschusses 2021 der 
Förde Sparkasse 
 

VO/2023/001 

7. Antrag der Gemeinde Rade bei Hohenwestedt auf Bewilli-
gung einer Fehlbetragszuweisung aus Kreismitteln 
 

VO/2022/129 

8. Personalangelegenheiten 
 

 

8.1. Personalangelegenheiten: Nebentätigkeiten des Landrats 
 

VO/2023/002 

9. Verwaltungsangelegenheiten 
 

 

 



 Seite: 1/1 
 

 

Kreis Rendsburg-
Eckernförde 
Der Landrat 

 

 
 
 

Anfragen nach § 26 der Kreistagsfraktionen SSW, 
WGK und SPD 

VO/2023/024 
 
öffentlich 
 
FD 1.3 Gremien und Recht 
 
 

Anfragen 
 
Datum:  18.01.2023 
 
Ansprechpartner/in:Julian Detmer 
 
Bearbeiter/in: Christiane 
Ostermeyer 

 
Datum Gremium (Zuständigkeit) Ö / N 

19.01.2023 Hauptausschuss (Kenntnisnahme) Ö 
 
Begründung der Nichtöffentlichkeit 
entfällt 

 
 
 
Beschlussvorschlag 
 
 

Sachverhalt 
Die Anfragen nach § 26 GO des Kreises sind der Anlage zu entnehmen. 
 

Relevanz für den Klimaschutz 
 
 

Finanzielle Auswirkungen 
 

Anlage/n: 

1 2023-01-19 Anfragen nach §26 GO des Kreises 
 

 

TOP 3.1



 

 

 

An den Vorsitzenden des Hauptausschusses,    Felm, 17.01.2023 

Herrn Thorsten Schulz 

 

Anfragen nach §26 Geschäftsordnung zur Sitzung des Hauptausschusses 

am 19.01.2023 

 

Sehr geehrte Herr Vorsitzender, 

 
die Kreistagsfraktionen des SSW, der WGK und der SPD bitten um Beantwortung 

nachfolgender Fragen zum Sachverhalt des Insolvenzverfahrens in der causa 

imland gGmbH nach §26 Geschäftsordnung des Kreises Rendsburg-Eckernförde: 

 

 

1.) Was beinhaltet das Erbbaurecht? Welche Rechte sind für den Investor damit 
verbunden? Erhält der Kreis monatliche Zahlungen vom neuen Investor? Wenn ja, 

in welcher Höhe? 

 

2.) Herr Funk bereitet in der Ausarbeitung seines Sanierungskonzeptes auch die 

Möglichkeit einer Fachklinik in Eckernförde vor, sollte die imland gGmbH in 

öffentlicher Hand bleiben. Unter der Prämisse, dass weder die Gemeinde 
Eckernförde noch die Allgemeinmediziner die Entwicklung eines IGZ unterstützen, 

wird eine Erweiterung des MVZ über ein IGZ und daraus zukünftigen 

Weiterentwicklung zu einer Fachklinik unmöglich?  

 

3.) Wie verhält sich das Gesundheitsministerium, respektive der Landes-

krankenhausausschuss zu den Plänen einer Fachklinik, wenn die Bedarfe einer 

Grund- und Regelversorgung vor Ort nicht als notwendig erachtet werden und die 
Zukunft eher zur ambulanten Versorgung und Digitalisierung im Zeichen des 

demographischen Wandels zu sehen ist?  

 

4.) Welche Art der Fachklinik wird angestrebt? Wird eine Chirurgie/Internistik 

Bestandteil dieses Fachkrankenhauses sowie eine Notfallversorgung für Arbeits- 

und Schulunfälle etc.? 
 

                    SSW Kreistagsfraktion  

                    Rendsburg - Eckernförde  

                    Kreishaus, Kaiserstraße 8-10  

                    24768 Rendsburg   

                    SPD Kreistagsfraktion  

                    Rendsburg - Eckernförde  

                    Kreishaus, Kaiserstraße 8-10  

                    24768 Rendsburg   

                    WGK Kreistagsfraktion  

                    Rendsburg - Eckernförde  

                    Kreishaus, Kaiserstraße 8-10  

                    24768 Rendsburg   
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5.) Würde die Politik dem Erbbaurecht nicht zustimmen und lediglich der eine 

Investor, der auf Erbbaurecht verzichtet, ein Gebot abgeben, welche 

Einflussnahme bliebe dem Kreis dann noch? Wären dann Bedingungen wie TvÖD, 

5-Jahre-Arbeitsplatzgarantie noch durchsetzbar? 
 

6.) Welche Konsequenzen hätte es für den Kreis, wenn ein Dritter die Klinik „nur“ 

pachtet? 

 

7.) Ohne Erbbaurecht wäre die Investitionssumme wahrscheinlich deutlich 

geringer als mit einer 66-Jahre-Baurechtgarantie. Wäre es für den Kreis dann 

wahrscheinlicher Höchstbietender zu sein und das Investorenangebot für eine 
„überschaubare“ Summe zu überbieten? 

 

8.) In welcher Höhe müsste die imland-Gesellschaft in ihrer Form als gGmbH bei 

der Gläubigerbefriedung Finanzmittel für die Befriedung der Gläubiger zusätzlich 

zu den Geboten eines Investors aufbringen? In welcher Höhe würde diese 

finanzielle Belastung für den Kreis als Gesellschafter vermutlich ausfallen? 
 

9.) Der Gläubigerausschuss entscheidet letztendlich darüber, ob die Summe X für 

die Gläubigerbefriedung als ausreichend angesehen wird. Da der Ausschuss erst 

im Mai darüber befindet, gibt es bis dahin keine Sicherheit für die Beschäftigten? 

 

10.) In diesem Zusammenhang stellt sich die Frage, wer für die Gehälter im April 
& Mai aufkommen wird. Wenn die BfA für das erste Quartal 2023 bis zu 30 Mio.€ 

dafür vorstrecken muss, würde dies für die kommenden Monate die Imland gGmbH 

mit ca. 20 Mio. € belasten. Ist dies wirtschaftlich ohne Unterstützung des Kreises 

als Noch-Gesellschafter tatsächlich leistbar oder gibt es dann Abschläge bei den 

Gehältern? 

 

11.) Würde sich im Kreistag bis zum Stichtag 31. März 2023 keine Mehrheit für 
oder gegen ein Erbbaurecht ergeben, wie würde die Insolvenz dann fortgeführt? 

Wird das Gericht in diesem Falle das Schutzschirmverfahren beenden und eine 

geregelte Insolvenz ohne Handhabe durch den Kreis beschließen? 

 

12.) Sollte ein Angebot dem Gläubigerausschuss zu gering ausfallen und abgelehnt 

werden, gibt es dann eine Verlängerung des Insolvenzverfahrens mit einer 
Nachbesserung des Angebotes oder muss das Verfahren dann gerichtlich für eine 

gütliche Einigung geklärt werden? 

 

13.) Ist das Heimfallrecht bei Missachtung der vertraglich vereinbarten 

Bedingungen auf jeden Fall garantiert oder kann der Investor alternativ sich durch 

eine Ausgleichszahlung aus der Verantwortung „frei-kaufen“? 

 
14.) Im Falle einer 1-Standort-Lösung in öffentlicher Hand ohne 

Entwicklungsmöglichkeit (IGZ, Fachklinik) in Eckernförde sei die Frage erlaubt, 

was der Kreis mit dem Grundstück und den darauf befindlichen Gebäuden in 

Zukunft machen würde? Wäre denkbar, die Flurstücke zu veräußern und die 

Gewinne in die Ertüchtigung des Standortes Rendsburg zu investieren? 

 
15.) Wie ist die Prognose „Fachkräftemangel“ für die Zukunft zu bewerten? Gibt 

es verlässliche Annahmen, dass mit Verlassen der Insolvenz, mit der Sanierung 

und Modernisierung und Zentralisierung in Rendsburg mit einem höheren 

Interesse bei Fachkräften zu rechnen ist? 
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16.) Wäre eine TvÖD-Tarifbezahlung zum jetzigen Zeitpunkt sinnvoll, wenn zurzeit 

das Angebot an Arbeitsplätzen die Nachfrage an mangelnden Fachkräften deutlich 

übersteigt? Wäre im Falle eines Investors oder auch in öffentlicher Hand es nicht 
sinnvoller, Anreize durch übertarifliche Gehälter (oder Sonderkonditionen-E-Bike, 

Jobticket etc.) möglich zu machen? 

 

17.) Wie realistisch ist die Einschätzung, dass der Kreis ein Höchstgebot und die 

Sanierung von bis insgesamt 100 Mio. € finanzieren darf und kann, nebst weiteren 

Kapitaleinlagen, wenn die Wirtschaftlichkeit der Klinik noch auf „hölzernen“ Beinen 

steht? Wann kann mit einer Aussage des Innenministeriums und der 
Kommunalaufsicht dahingehend gerechnet werden, ob solch eine Investition im 

Sinne der Wirtschaftlichkeit und Sparsamkeit durch den Kreis überhaupt rechtens 

ist? 

 

18.) Wie ist der Stand der Geburtshilfe in Rendsburg? Wird Perinatalzentrum weiter 

geplant und die 1:1 Betreuung weiterhin verfolgt, obwohl die Psychiatrie nun keine 
Räumlichkeit freimacht? 
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Kreis Rendsburg-
Eckernförde 
Der Landrat 

 

 

Verwendung des Jahresüberschusses 2021 der 
Förde Sparkasse 

VO/2023/001 
 
öffentlich 
 
FD 2.5 Kommunales und Ordnung 
 
 

Beschlussvorlage öffentlich 
 
Datum:  21.12.2022 
 
Ansprechpartner/in:Kruse, Dr. Martin 
 
Bearbeiter/in: Katrin Abendroth 

 
Datum Gremium (Zuständigkeit) Ö / N 

19.01.2023 Hauptausschuss (Entscheidung) Ö 
 
Begründung der Nichtöffentlichkeit 
 
 
Beschlussvorschlag 
Die Fachausschüsse werden gebeten, Vorschläge für die Verwendung des 
Jahresüberschusses 2021 der Förde Sparkasse zu entwickeln und dem 
Hauptausschuss bis zum 31.03.2023 zur abschließenden Beschlussfassung 
vorzulegen. 
 

Sachverhalt 
Der Verwaltungsrat der Förde Sparkasse hat in seiner Sitzung am 30.06.2022 
beschlossen, gemäß § 27 Abs. 3 Sparkassengesetz den anteiligen 
Jahresüberschuss 2021 an den Zweckverband Förde Sparkasse abzuführen. 
 
Die weitere Verteilung des Jahresüberschusses haben der Zweckverband Förde 
Sparkasse in seiner Sitzung am 18.08.2022 und der Zweckverband Sparkasse 
Rendsburg-Eckernförde in seiner Sitzung am 19.09.2022 beschlossen. 
 
Für die Verteilung des ausgeschütteten Jahresüberschusses gelten die 
Haftungsanteile der Verbandsmitglieder (§ 13 und § 3 Abs. 2 der Verbandssatzung). 
 
Der an den Kreis ausgeschüttete Betrag beträgt 61.363,57 EUR. 
 
Dieser Betrag ist für öffentliche, mit dem gemeinnützigen Charakter der Sparkasse 
im Einklang stehende Zwecke zu verwenden. 
 
In den Vorjahren haben die Fachausschüsse verschiedene Maßnahmen beraten und 
dem Hauptausschuss für eine abschließende Entscheidung vorgelegt. 
 

Relevanz für den Klimaschutz 
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Finanzielle Auswirkungen 
 

Anlage/n: 
Keine 
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Kreis Rendsburg-
Eckernförde 
Der Landrat 

 

 
 
 

Antrag der Gemeinde Rade bei Hohenwestedt auf 
Bewilligung einer Fehlbetragszuweisung aus 

Kreismitteln 

VO/2022/129 
 
öffentlich 
 
FD 2.5 Kommunales und Ordnung 
 
 

Beschlussvorlage öffentlich 
 
Datum:  22.11.2022 
 
Ansprechpartner/in:Dr. Martin Kruse 
 
Bearbeiter/in: Johanna Tietgen 

 
Datum Gremium (Zuständigkeit) Ö / N 

19.01.2023 Hauptausschuss (Entscheidung) Ö 
 
Begründung der Nichtöffentlichkeit 
entfällt 

 
Beschlussvorschlag 
Der Hauptausschuss beschließt, der Gemeinde Rade bei Hohenwestedt eine 
Fehlbetragszuweisung in Höhe von 8.295,10 € zu gewähren. 
 

Sachverhalt 
Die Gemeinde Rade bei Hohenwestedt hat im Jahr 2022 einen Antrag für die 
Gewährung einer Fehlbetragszuweisung für einen im Haushaltsjahr 2021 
entstandenen Fehlbetrag in Höhe von 8.295,10 € gestellt. 
 
Nach § 17 Gesetz über den kommunalen Finanzausgleich in Schleswig-Holstein 
(FAG) können kreisangehörige Gemeinden zum Ausgleich von unvermeidlichen 
Jahresfehlbeträgen der abgelaufenen Haushaltsjahre Fehlbetragszuweisungen 
erhalten. Gemäß § 17 Abs. 4 S. 3 FAG stellt jeder Kreis hierfür einen Betrag in Höhe 
von mindestens 0,5 % seiner Erträge aus den Kreisschlüsselzuweisungen und der 
Kreisumlage bereit. Von einer Mittelbereitstellung kann abgesehen werden, wenn im 
jeweiligen Vorjahr kein Antrag auf Fehlbetragszuweisung gestellt wurde. 
 
Aus diesen zu bildenden Mitteln werden Fehlbetragszuweisungen an die der 
Kommunalaufsicht des Landrats unterstehenden Gemeinden gewährt, soweit der 
festgestellte unvermeidliche Fehlbetrag 80.000,00 € nicht übersteigt. In allen übrigen 
Fällen, erfolgt die Bewilligung durch das für Inneres zuständige Ministerium aus dem 
beim Land gebildeten Kommunalen Bedarfsfonds. 
 
Nach Rücksprache mit dem Fachdienst Finanzen kann die Deckung der Mittel 
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innerhalb des Budgets Allgemeine Finanzwirtschaft erfolgen. 
 
Nach der Richtlinie zur Gewährung von Fehlbetrags- und 
Sonderbedarfszuweisungen in der Fassung vom 03.01.2019 ist Voraussetzung für 
die Bewilligung einer Fehlbetragszuweisung, dass der Fehlbetrag trotz zumutbarer 
Ausschöpfung aller eigenen Einnahmemöglichkeiten und Ausnutzung jeder 
Sparmöglichkeit in absehbarer Zeit nicht aus eigener Kraft abgedeckt werden kann. 
Hierzu hat das Innenministerium im Rahmen des Haushaltskonsolidierungserlasses 
detaillierte Hinweise gegeben. 
 
Die Überprüfung des Antrags der Gemeinde Rade bei Hohenwestedt erfolgte durch 
das Rechnungs- und Gemeindeprüfungsamt des Kreises. Das Prüfungsamt kam zu 
der Erkenntnis, dass der beantragte Fehlbetrag in Höhe von 8.295,10 € in voller 
Höhe anzuerkennen ist, da die Hinweise des Innenministeriums zur Ausschöpfung 
der Einnahmequellen und Beschränkung der Ausgaben durch die Gemeinde Rade 
bei Hohenwestedt beachtet wurden. Die Förderungsvoraussetzungen für die 
Bewilligung einer Fehlbetragszuweisung sind demnach erfüllt. (Details s. Anlage) 
 
Im Jahre 2006 hat der Hauptausschuss beschlossen (Beschluss vom 08.02.2006), 
dass sich der Kreis bei künftigen Anträgen an der jeweiligen Förderungspraxis des 
Landes orientieren wird. Laut Auskunft des Ministeriums für Inneres, Kommunales, 
Wohnen und Sport des Landes Schleswig-Holstein wird für Anträge auf 
Fehlbetragszuweisung für das Haushaltsjahr 2021 an der Förderungspraxis der 
vergangenen Jahre festgehalten und der festgestellte Fehlbedarf in voller Höhe 
übernommen. 
 
Aus Sicht der Verwaltung wird aus den vorgenannten Gründen vorgeschlagen, den 
im Haushaltsjahr 2021 entstandenen Fehlbetrag in Höhe von 8.295,10 € als 
fehlbedarfsdeckungsfähig anzuerkennen und der Gemeinde eine entsprechende 
Zuweisung zu gewähren. 
 

Relevanz für den Klimaschutz 
keine 
 

Finanzielle Auswirkungen 
Aufwand in Höhe von 8.295,10 € im Teilhaushalt 611100. Deckung erfolgt innerhalb 
des Budgets 05102 Allgemeine Finanzwirtschaft.   

Anlage/n: 

1 Prüfbericht Fehlbetragszuweisungen 2021 Rade bei Hohenwestedt 
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Der Landrat 

des Kreises Rendsburg-Eckernförde 
Gemeindeprüfungsamt 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

B E R I C H T 

 

über die Prüfung 

des Antrages der Gemeinde Rade bei Hohenwestedt  

auf Gewährung einer Fehlbetragszuweisung gem. § 17 FAG  

für das Jahr 2021 

 

 

Prüfer: Bernd Ewert 
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Der Landrat des Kreises Rendsburg-Eckernförde – Gemeindeprüfungsamt 
Bericht über die Prüfung des Antrages der Gemeinde Rade bei Hohenwestedt auf Gewährung einer 
Fehlbetragszuweisung gem. § 17 FAG für das Jahr 2021 
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Der Landrat  

Kreis Rendsburg-Eckernförde 

Gemeindeprüfungsamt 

Kaiserstraße 10 

24768 Rendsburg 

Tel.: 04331 / 202-426 

pruefungsamt@kreis-rd.de 
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Der Landrat des Kreises Rendsburg-Eckernförde – Gemeindeprüfungsamt 
Bericht über die Prüfung des Antrages der Gemeinde Rade bei Hohenwestedt auf Gewährung einer 
Fehlbetragszuweisung gem. § 17 FAG für das Jahr 2021 
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1 Vorbemerkungen 

Anlass dieser Prüfung ist der Antrag der Gemeinde Rade bei Hohenwestedt auf 

Gewährung von Fehlbetragszuweisungen gemäß § 17 Finanzausgleichsgesetz 

(FAG) in Verbindung mit der Richtlinie zur Gewährung von Fehlbetrags– und Son-

derbedarfszuweisungen vom 03.01.2019 (Richtlinie), dem Verfahrenserlass zur Ge-

währung von Fehlbetrags- und Sonderbedarfszuweisungen vom 25.01.2022 sowie 

dem Haushaltskonsolidierungserlass vom 05.07.2021. Nach Ziffer 2.6.2 der Richtli-

nie sind Anträge auf Fehlbetragszuweisungen von kreisangehörigen Gemeinden, 

die der Aufsicht des Landrates unterstehen, bis zum 01. Mai dem Kreis vorzulegen.  

 

2 Voraussetzungen 

2.1 Frist 

Die Gemeinde Rade bei Hohenwestedt hat mit Schreiben vom 13.04.2022 – einge-

gangen beim Kreis am 26.04.2022 – einen Antrag auf Gewährung einer Fehlbe-

tragszuweisung für den Fehlbetrag in Höhe von 8.295,10 €, der sich beim Ab-

schluss der Haushaltsrechnung für das Haushaltsjahr 2021 ergeben hat, gestellt. 

Der Antrag auf Gewährung einer Fehlbetragszuweisung für das Haushaltsjahr 2021 

ist damit fristgerecht eingegangen. 

 

2.2 Realsteuern 

Voraussetzung für die Gewährung einer Fehlbetragszuweisung ist, dass die Ge-

meinde spätestens im Jahr der Antragsstellung ihre Hebesätze wie folgt festgesetzt 

hat: 

Grundsteuer A Grundsteuer B Gewerbesteuer 

380 % 425 % 380 % 

 

Diese Voraussetzungen wurde bereits im Vorjahr durch den Beschluss und mit der 

Bekanntmachung der 1. Nachtragshaushaltssatzung 2021 vom 21.04.2021 erfüllt. 

Mit der Nachtragssatzung erfolgte eine rückwirkende Festsetzung der Hebesätze 

zum 01.01.2021. Damit waren die Hebesätze bereits im Fehlbetragsjahr in entspre-

chender Höhe festgesetzt, so dass kein Kürzungsbetrag des beantragten Fehlbe-

trages zu berechnen ist. 

 

Im Rahmen des Verfahrens wird außerdem geprüft, ob neben den Mindesthebesät-

zen und dem damit eventuell verbundenen Einnahmeverzicht auch die Ausschöp-

fung aller weiteren Maßnahmen zur Einnahmeerzielung in der vorgeschriebenen 

Mindesthöhe erfüllt werden. Die Gemeinde hat zum 01.01.2021 auch die Anforde-

rungen der Anlagen zum Haushaltskonsolidierungserlass hinsichtlich der Hunde-

steuersätze angepasst. Die Hundesteuer wurde auf 120,00 € für den ersten, 

120,00 € für den zweiten und 120,00 € für jeden weiteren Hund angehoben. Somit 

sind auch hier keine Einnahmeverluste entstanden und es ist kein Kürzungsbetrag 

des beantragten Fehlbetrages zu berechnen. 
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Der Landrat des Kreises Rendsburg-Eckernförde – Gemeindeprüfungsamt 
Bericht über die Prüfung des Antrages der Gemeinde Rade bei Hohenwestedt auf Gewährung einer 
Fehlbetragszuweisung gem. § 17 FAG für das Jahr 2021 

 

 

- 4 - 

Gemäß § 26 Abs.3 GemHVO-Doppik sollen Jahresfehlbeträge durch Umbuchung 

aus Mitteln der Ergebnisrücklage ausgeglichen werden. In der Eröffnungsbilanz 

zum 01.01.2021 wurde die errechnete Ergebnisrücklage mit einem Wert von 

15.475,88 € ausgewiesen. Diese Mittel wurden im Haushaltsjahr verwendet, um ei-

nen Teil des vorgetragenen Fehlbetrages auszugleichen.  

 

Somit stehen keine Mittel der Ergebnisrücklage zur Verfügung, die die Gemeinde 

Rade gemäß des Verfahrenserlass zur Gewährung von Fehlbetrags- und Sonder-

bedarfszuweisungen vorrangig zur Deckung des noch verbleibenden Fehlbetrages 

hätte einsetzen müssen. 

 

3 Ermittlung der Höhe der Fehlbetragszuweisung 

Gemäß § 17 Abs. 1 FAG können kreisangehörige Gemeinden und Kreise Fehlbe-

tragszuweisungen zum Ausgleich von unvermeidlichen Fehlbeträgen oder Jahres-

fehlbeträgen der abgelaufenen Haushaltsjahre erhalten. Dies ist nach Ziffer 2.1 der 

Fall, wenn sie ihren Haushalt nicht durch eigene Mittel und durch allgemeine Fi-

nanzzuweisungen nach dem FAG ausgleichen können oder noch nicht abgedeckte 

als unvermeidlich anerkannte Fehlbeträge aus früheren Haushaltsjahren. Eine Be-

rechnung von Kürzungsbeträgen, die zu einer Verringerung des anzuerkennenden 

Fehlbetrages führen würden, hat aufgrund der unter Punkt 1 aufgeführten im Jahr 

2021 vorliegenden Sachverhaltslagen nicht zu erfolgen. 

 

4 Ergebnis 

Als Ergebnis dieser Prüfung ist festzustellen, dass die Gemeinde Rade bei Hohen-

westedt im Haushaltsjahr 2021 nicht in der Lage war, den Haushalt aus eigener 

Kraft auszugleichen. Auch wird sie aus heutiger Sicht nicht in der Lage sein, den 

Jahresfehlbetrag 2021 durch künftige Jahresüberschüsse auszugleichen, da nach 

der mittelfristigen Ergebnisplanung ebenfalls Jahresfehlbeträge zu erwarten sind.  

 

Die Ergebnisplanung 2022 geht von folgenden Abschlüssen aus:  

Haushaltsjahr 2022 Haushaltsjahr 2023 Haushaltsjahr 2024 Haushaltsjahr 2025 

-18.100,00 € -16.000,00 € -11.500,00 € -7.600,00 € 

 

Die Gemeinde Rade wird daher in den nächsten Haushaltsjahren voraussichtlich 

weiterhin auf Fehlbetragszuweisungen angewiesen sein. 

 

Es wird empfohlen, den beantragten Jahresfehlbetrag in Höhe von 8.295,10 € an-

zuerkennen. 

 

Rendsburg, den 09.09.2022 

 
Carsten Ludwig 
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Kreis Rendsburg-
Eckernförde 
Der Landrat 

 

 

Personalangelegenheiten: Nebentätigkeiten des 
Landrats 

VO/2023/002 
 
öffentlich 
 
Landrat 
 
 

Mitteilungsvorlage öffentlich 
 
Datum:  27.12.2022 
 
Ansprechpartner/in:Karen Wittke 
 
Bearbeiter/in: Karen Wittke 

  

 
Datum Gremium (Zuständigkeit) Ö / N 

19.01.2023 Hauptausschuss (Kenntnisnahme) Ö 
 
Begründung der Nichtöffentlichkeit 
Entfällt 

 
 
Sachverhalt 
Der Vorlage beigefügt ist eine Übersicht über die Nebentätigkeiten des Landrats im 
Jahr 2022. 
 
Von den dort aufgeführten Vergütungen wurde ein Betrag in Höhe von 9.932,19 Euro 
an den Kreis weitergeleitet. 
 
Das fünfjährige Ehrenamt von Herrn Dr. Schwemer als Ehrenamtlicher Richter am 
Oberverwaltungsgericht Schleswig-Holstein endete mit Ablauf des 30.04.2022. 
 
Herr Dr. Schwemer ist am 01.06.2022 aus dem Aufsichtsrat der Provinzial Nord 
Brandkasse AG ausgeschieden. 
 

Relevanz für den Klimaschutz 
Keine 
 

Finanzielle Auswirkungen 
 

Anlage/n: 
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1 2022_Übersicht Nebentätigkeiten LR 
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  1 

Nebentätigkeiten Landrat Dr. Schwemer 
           im Jahr 2022  

 
 

Name des Unternehmens Gremium Funktion Einordnung  Entgelt in 
Euro 

Förde Sparkasse Verwaltungsrat Vorsitzender Öffentliches Ehrenamt 16.800,-- 

Förde Sparkasse Risikoausschuss Vorsitzender Öffentliches Ehrenamt -,-- 

Förde Sparkasse Arbeitsausschuss Vorsitzender Öffentliches Ehrenamt -,-- 

Zweckverband Förde Sparkasse 
 

Verbandsversamm-
lung 

Verbandsvorsteher Öffentliches Ehrenamt  4.320,-- 

Zweckverband Sparkasse Rends-
burg-Eckernförde 

Verbandsversamm-
lung 

Verbandsvorsteher 
 

Öffentliches Ehrenamt  4.320,-- 

Provinzial Nord Brandkasse AG Aufsichtsrat Mitglied bis 01.06.2022 Nebenamt 2.082,19 

HanseWerk AG S.-H. Energiebeirat Mitglied  Nebenamt 11.000,-- 

Schleswig-Holsteinischer Land-
kreistag 

Mitgliederversamm-
lung 

Mitglied Hauptamt -,-- 

Schleswig-Holsteinischer Land-
kreistag 

Finanzausschuss Vorsitzender  Nebenamt -,-- 

Deutscher Landkreistag Finanzausschuss Mitglied  Nebenamt -,-- 

Kommunaler Arbeitgeberverband Vorstand 2. Stellvertretender Vorsitzender Nebenamt -,-- 

Oberverwaltungsgericht Schleswig-
Holstein 

Fachsenat für Mitbe-
stimmungssachen 

Ehrenamtlicher Richter bis 30.04.2022 Öffentliches Ehrenamt  
-,-- 

imland gGmbH Aufsichtsrat Vorsitzender  Hauptamt 2.400,-- 
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Kreis Rendsburg-
Eckernförde 
Der Landrat 

 

 

Sachstandsbericht und rechtliche Ausführungen zum 
Insolvenzverfahren der imland gGmbH 

VO/2023/030 
 
öffentlich 
 
FD 1.3 Gremien und Recht 
 
 

Mitteilungsvorlage öffentlich 
 
Datum:  19.01.2023 
 
Ansprechpartner/in:Landrat Dr. 
Schwemer, Dr. Hendrik Jürgensen 
 
Bearbeiter/in: Christiane 
Ostermeyer 

  

 
Datum Gremium (Zuständigkeit) Ö / N 

19.01.2023 Hauptausschuss (Kenntnisnahme) Ö 

23.01.2023 Kreistag des Kreises Rendsburg-Eckernförde 
(Kenntnisnahme) Ö 

 
Begründung der Nichtöffentlichkeit 
entfällt 

 
Sachverhalt 
Der Sachverhalt ergibt sich aus den Anlagen und wird in den Sitzungen erläutert. 
 

Relevanz für den Klimaschutz 
entfällt 
 

Finanzielle Auswirkungen 
 

Anlage/n: 

1 20230119 - Vermerk_Wirtschaftlichkeitsgrundsatz und Handlungsfelder 
des Kreises 
 

2 2023-01-19 Sachstandsbericht imland HA 19.01.2023 
 

3 230119 - GvW_Stellungnahme an den Kreis Rendsburg-Eckernförde 
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Kreis Rendsburg-Eckernförde 
Der Landrat 
 

 
 
 

19.01.2023 
 
 
Wirtschaftlichkeitsgrundsatz und Handlungsfelder des Kreises im Insolvenzver-

fahren der imland gGmbH 
 

 
Dieser Vermerk enthält eine zusammenfassende Darstellung der maßgeblichen rechtli-
chen Ausgangslage und der Folgerungen hieraus für die Handlungsfelder des Kreises 
im Insolvenzverfahren der imland gGmbH. 
 
In den vergangenen Monaten hat die Verwaltung bereits mehrere zum Teil sehr umfas-
sende Vermerke zu den rechtlichen Grenzen für Ausgaben des Kreises erarbeitet. Es 
wurde dabei versucht, die Ausführungen so verständlich wie möglich zu formulieren. Al-
lerdings musste in gewisser Weise juristisches Neuland betreten werden: Einschlägige 
Rechtsprechung oder Fachliteratur, aus der sich eine schnelle Antwort hätte gewinnen 
lassen, haben weder wir noch die von uns mandatierten Kanzleien gefunden. 
 
Einleitend sollen nochmals die Grundzüge der bisherigen Ausführungen dargelegt wer-
den. 
 
Der Kreis ist bekannterweise nicht völlig frei darin, wie er seine Aufgaben erfüllt und ins-
besondere wie er mit den ihm zur Verfügung stehenden finanziellen Mitteln umgeht. Der 
Gesetzgeber hat einen rechtlichen Rahmen geschaffen, innerhalb dessen der Kreis mal 
mehr und mal weniger Entscheidungsfreiheit genießt. 
 
Im Abschnitt der Kreisordnung über die Grundlagen der Kreisverfassung heißt es in § 8 
Satz 1: 
 

„Der Kreis hat sein Vermögen und seine Einkünfte nach den Grundsätzen der 
Wirtschaftlichkeit und Sparsamkeit zu verwalten und eine wirksame und kosten-
günstige Aufgabenerfüllung sicherzustellen.“ 

 
In § 75 Abs. 2 der auch für den Kreis anzuwendenden Gemeindeordnung heißt es zu-
dem: 
 

„Die Haushaltswirtschaft ist nach den Grundsätzen der Wirtschaftlichkeit und 
Sparsamkeit zu führen“ 

 
Was bedeutet dies konkret für den Kreis? 
 
Was Inhalt der Grundsätze der Wirtschaftlichkeit und Sparsamkeit ist (im Folgenden: 
Wirtschaftlichkeitsgrundsatz) steht nach allgemeiner Auffassung fest: 
 
Der Kreis darf zum einen für die Erfüllung einer Aufgabe nur so viele Mittel aufwenden, 
wie sie die Aufgabe gerade erfordert. Nicht mehr, aber auch nicht weniger. Der Kreis 
hat insofern sparsam mit seinen Mitteln umzugehen. 
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Der Kreis soll zum anderen anstreben, den höchsten Nutzen bei geringstmöglichem 
Mitteleinsatz zu erzielen. Der Kreis hat insofern wirtschaftlich zu handeln. 
 
Die Erfüllung der öffentlichen Aufgabe „Sicherstellung der Krankenhausversorgung“ ist 
an diese Grundsätze gebunden. Ein Beschluss, der zu einer unwirtschaftlichen oder 
nicht sparsamen Mittelverwendung führt, ist rechtswidrig. 
 
Zum Punkt der Sparsamkeit liegt hier die Besonderheit vor, dass dem Kreis durch die 
Landeskrankenhausplanung vorgegeben ist, wie er die Aufgaben zu erfüllen hat. Mehr 
Aufwendungen als solche, die für die Erfüllung des Sicherstellungsauftrag gerade erfor-
derlich sind, darf der Kreis nicht tätigen. 
 
Der Punkt der Wirtschaftlichkeit ist in der Handhabung anspruchsvoller: 
 
Was unter wirtschaftlich zu verstehen ist, lässt sich dem Gesetz nicht entnehmen. Es 
handelt sich um einen sogenannten unbestimmten Rechtsbegriff. Der Kreis hat dabei 
einen Beurteilungsspielraum für die Frage, ob eine bestimmte Art der Aufgabenerfüllung 
wirtschaftlich ist. 
 
Rechtlich überprüfen lässt sich die Entscheidung - das folgt aus der Einräumung eines 
Beurteilungsspielraums - nur auf zwei Aspekte: 
 

1. Der Weg zu einer Entscheidung: Hat der Kreis sämtliche verfügbare oder unter 
zumutbarem Aufwand zu erlangende Informationen seiner Entscheidung zu-
grunde gelegt? Handelt er also in Kenntnis des vollständigen Sachverhalts? 
 

2. Die Begründung der Entscheidung: Hat der Kreis tragfähige Argumente für seine 
Entscheidung? 

 
Zu 1., also dem Weg zur Entscheidung - man könnte auch von der Tatsachengrundlage 
sprechen: 
 
Den Kreis treffen Ermittlungs- und Aufklärungspflichten. Alle für die Entscheidung rele-
vanten Tatsachen hat der Kreis vorher zu ermitteln und aufzuklären. Ist „Gefahr im Ver-
zug“, muss also eine Entscheidung wegen ansonsten erheblichen Nachteilen zu einem 
bestimmten Zeitpunkt getroffen werden, gelten diese Ermittlungs- und Aufklärungs-
pflichten abgeschwächt. Erreichbaren Tatsachen darf sich der Kreis allerdings nicht ver-
schließen. 
 
Aus diesen Grundsätzen folgte etwa, dass der Kreis nicht ohne vorherige Einholung ei-
nes Wirtschaftlichkeitsgutachtens die Liquiditätslücken der imland gGmbH für 2023 und 
2024 schließen durfte. 
 
Zu 2., also die Begründung der Entscheidung. 
 
Es ist praktisch nicht möglich, zu sagen, eine Entscheidung verstößt gegen den Wirt-
schaftlichkeitsgrundsatz, wenn sie mit diesem oder jenem Argument begründet wird. 
 
Die Rechtsprechung behilft sich daher mit dem üblichen Mittel von Je-desto-Formeln: 
 
Die entscheidende Je-Desto-Formel ist: 
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„Je mehr Haushaltsmittel im Vergleich zu einer anderen Aufgabenlösung aufge-
wandt werden müssen, desto gewichtiger und überzeugender müssen die 
Gründe hierfür sein.“ 

 
Dies ist der Rechtsrahmen, anhand dessen auch die künftigen Entscheidungen bezüg-
lich der imland zu bewerten sind. 
 
Zurzeit steht im Raum, bereits zu diesem Zeitpunkt zu entscheiden, von einer Erbbau-
rechtsbestellung abzusehen. 
 
In dem Vermerk vom 11.01.2023 wurde seitens der Verwaltung der Standpunkt vertre-
ten, der Kreis dürfe sich zu diesem Zeitpunkt gegen die Bestellung von Erbbaurechten 
durchaus aussprechen. 
 
Aufgrund neuerer und weitergehender Informationen ist diese Auskunft weiter zu diffe-
renzieren und in Teilen auch zu revidieren. 
 
Es ist nunmehr bekannt, dass am 15.02.2023 feststehen wird, welches das Höchstge-
bot der Investoren sein wird, das der Kreis überbieten müsste. Zugleich werden die Ge-
schäftsführung, der Generalhandlungsbevollmächtigte Dr. Eckert und der vorläufige 
Sachwalter Herr Denkhaus mitteilen können, ob Gebote auch bei fehlenden Erbbau-
rechten abgegeben werden und welches das Höchstgebot wäre. 
 
Erst am 15.02.2023 wird also bekannt sein, zu welchen Bedingungen ein privater Inves-
tor die imland gGmbH übernehmen würde – erst zu diesem Zeitpunkt wird bekannt sein, 
welches Gebot der Kreis zu überbieten hätte. 
 
Der Kreistag kann daher nur dann eine informierte Entscheidung, wenn dessen Mitglie-
der die Höhe dieser Gebote kennen und wissen, ob Investoren auch ohne Erbbau-
rechtsbestellung zur Übernahme der Aufgabe bereit wären. Es spricht daher einiges da-
für, dass der Kreistag bis zu diesem Zeitpunkt aus Rechtsgründen an einer Entschei-
dung gegen die Bestellung von Erbbaurechten gehindert ist. 
 
Dies ist näher zu begründen. 
 
Lehnte der Kreistag die Bestellung von Erbbaurechten am 23. Januar ab, würde er le-
diglich einen Einstieg von Klinikbetreibern verhindern, die ein Erbbaurecht zur notwendi-
gen Bedingung ihres Gebots machen. Für den Kreis würden in der Theorie daher nur 
folgende Optionen verbleiben: 
 

1. Fortführung der imland gGmbH in kommunaler Trägerschaft. 
 

2. Überbieten eines Investors, der auch auf Grundlage eines Pachtvertrags ein Ge-
bot abgegeben hat. 

 
Fände sich allerdings kein Investor, der lediglich auf Grundlage eines Pachtvertrags die 
imland gGmbH fortführen möchte, bliebe dem Kreis wegen seines Sicherstellungsauf-
trags allein die Fortführung der imland gGmbH „um jeden Preis“. 
 
„Um jeden Preis“ hieße in diesem Fall, dass bei Zugrundelegung der Rechtsauffassung 
des Generalhandlungsbevollmächtigten und des vorläufigen Sachwalters ein erhebli-
cher, zurzeit auf einen Betrag von 40-50 Mio. Euro geschätzter Betrag noch in diesem 
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Halbjahr in die Insolvenzmasse zu zahlen wäre. Hinzu kommen die für die eigentliche 
Sanierung der imland gGmbH erforderlichen Zuwendungen von mindestens 50 Mio. 
Euro. 
 
Es besteht die begründete Befürchtung, dass der Kreis in dieser Situation die Grenze 
seiner finanziellen Leistungsfähigkeit erreicht oder sogar überschreiten müsste. 
 
Ohne weitere Informationen zum Bieterumfeld würde der Kreis von vornherein die Mög-
lichkeit ausschließen, dass ein privater Akteur aus der Reihe der „Erbbaurecht-Investo-
ren“ die imland gGmbH übernehmen könnte. 
 
Dem Wirtschaftlichkeitsgrundsatz wird dann am ehesten entsprochen, wenn der Kreis 
sich solange wie möglich sämtliche, für die Aufgabenerfüllung geeignete Optionen of-
fenhält. Das bedeutet, sich nicht dem Risiko auszusetzen, die Krankenhausversorgung 
später nur unter Vernachlässigung des Wirtschaftlichkeitsgrundsatzes einerseits und 
andererseits der Pflicht des Kreises, seine finanzielle Handlungsfähigkeit zu gewährleis-
ten, aufrechterhalten zu müssen. 
 
Des Weiteren dürfte der Wirtschaftlichkeitsgrundsatz verlangen, dass der Kreis Erbbau-
rechte dann zu bestellen hat, wenn absehbar ist, dass kein Investor ansonsten zu ei-
nem Share-Deal bereit wäre. Denn in diesem Fall würde der M&A-Prozess beendet 
werden. Dem Kreis bliebe keine Alternative für den Fall, dass die konkret aufgerufene 
Gesamtsumme der Sanierungskosten und -beiträge die finanzielle Leistungsfähigkeit 
des Kreises übersteigt bzw. künftig aufs Spiel setzt und auch unwirtschaftlich wäre. 
 
Angesprochen wurde, dass eine Verletzung des Wirtschaftlichkeitsgrundsatzes im 
Raum steht, wenn der Kreis sich für eine Fortsetzung der imland gGmbH in seiner Hand 
entschiede oder gezwungen wäre. 
 
Dies ist näher auszuführen: 
 
Trifft der Kreis eine Entscheidung zugunsten einer Fortführung der imland gGmbH als 
deren Alleingesellschafter, entscheidet er über das künftige „Wie“ seiner Aufgabenerfül-
lung. Er entscheidet sich gegen die Erfüllung der Aufgabe „Krankenhausversorgung“ 
durch einen Privaten. 
 
Ein entsprechender Beschluss müsste – dies wurde eingangs dargelegt – begründet 
werden.  
 
Zu den Anforderungen an die Begründung ist nochmals die Formel der Rechtsprechung 
anzuführen: Je mehr Haushaltsmittel im Vergleich zu einer anderen Aufgabenlösung 
aufgewandt werden müssen, desto gewichtiger und überzeugender müssen die Gründe 
hierfür sein. 
 
Die Kommunalaufsicht oder im äußersten Fall das zuständige Verwaltungsgericht 
würde daher eine Vergleichsbetrachtung vornehmen. Folgendes wird dabei berücksich-
tigt werden: 
 
Im Falle einer privaten Aufgabenerfüllung hätte der Kreis keine Kosten mehr zu tragen. 
 
Für die Aufgabenerfüllung durch eine Eigengesellschaft kommen auf den Kreis bis 2027 
Kosten i. H. v. mindestens 50 Mio. Euro zu. Nicht einberechnet sind unerwartete 

TOP 10.1.1



- 5 - 

 

Kostensteigerungen oder etwa die Kosten eines Abrisses des Krankenhauses in 
Eckernförde. Ein solcher steht im Raum, da das Sanierungskonzept die Schließung des 
Krankenhauses vorsieht. 
 
Hinzu kommt der Betrag, zu dessen Zahlung sich der Kreis im Insolvenzplan verpflich-
ten müsste. Über dessen Höhe besteht erhebliche Unsicherheit. Wie bereits erwähnt 
gehen der Generalhandlungsbevollmächtigte und der vorläufige Sachwalter von einem 
Betrag i. H. v. 40-50 Mio. Euro aus. Dieser Betrag könnte noch erheblich höher ausfal-
len, wenn sich ein Finanzinvestor – unabhängig von einer Erbbaurechtsbestellung – mit 
einem höheren Gebot im M&A-Prozess beteiligt. 
 
Der Kreistag, der über diese strategische Ausrichtung zu entscheiden hätte, müsste für 
eine Entscheidung zugunsten der Aufgabenerfüllung aus eigener Kraft also Gründe an-
führen, die diese erheblichen Ausgaben aufwiegen. Dabei muss sich der Kreistag auch 
zu der Frage verhalten, wie er seine finanzielle Leistungsfähigkeit und seine Aufgaben-
erfüllung in Zukunft gewährleisten möchte. 
 
Als Gründe können nur solche anzusehen sein, die sachlich mit dem Wirtschaftlichkeits-
grundsatz in Verbindung stehen. Der Kreis müsste daher substantiiert vortragen, dass 
eine kommunale Trägerschaft einen erheblich höheren Nutzen für die Sicherstellung 
der Krankenhausversorgung gegenüber einer Erfüllung durch Private hat. 
 
Es ist zu betonen, dass dies keine abschließende Bewertung ist. Es spricht allerdings 
einiges dafür, dass je höher der vom Kreis aufzuwendende Betrag ausfallen wird, desto 
unwahrscheinlicher die Rechtmäßigkeit der Entscheidung gegen eine Erfüllung durch 
Private wird. 
 
Wegen der besonderen Bedeutung dieser Frage wurde die im öffentlichen Wirtschafts-
recht spezialisierte Großkanzlei Graf von Westphalen, vertreten durch Herrn Dr. Steiling 
und sein Team, gebeten, eine Stellungnahme zur Plausibilität dieser Ausführungen zu 
erstellen. 
 
In der Stellungnahme kommen Herr RA Dr. Steiling sowie Frau RA’in Baumeister zu 
dem Ergebnis, dass ein Beschluss gegen die Erbbaurechtsbestellung zum jetzigen Zeit-
punkt gegen den Wirtschaftlichkeitsgrundsatz verstoßen dürfte. Zudem wird dargelegt, 
dass die Entscheidung zugunsten einer kommunalen Trägerschaft nach derzeitigem 
Sachstand erheblichen rechtlichen Bedenken begegnet. Wegen der Einzelheiten wird 
auf die anwaltliche Stellungnahme vom 19.01.2023 verwiesen. 
 
 
Gez.  
Dr. Jürgensen 
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Kreis Rendsburg-Eckernförde 
Der Landrat 
 

 
 
 

19.01.2023 
 
Sitzung des Hauptausschusses am 19.01.2023; 
Hier: Sachstandsbericht zum Insolvenzverfahren der imland gGmbH 
 
 
Zur Hauptausschusssitzung am 12.01.2023 wurden mit Vermerk vom 04.01.2023 die 
Sanierungsoptionen im Insolvenzverfahren über die imland gGmbH sowie die Einfluss-
möglichkeiten des Kreises dargestellt. 
 
Aufgrund der Erläuterungen des vorläufigen Sachwalters in der Sitzung des Hauptaus-
schusses am 12.01.2023 sowie aufgrund weiterer Gespräche in den zurückliegenden 
Tagen haben sich neue Erkenntnisse ergeben. 
 
Hierüber wurde bereits mit E-Mail vom 14.01.2023 an die Fraktionsvorsitzenden sowie 
am 16.01.2023 mit einem weiteren Vermerk unterrichtet. Zwischenzeitlich hat die be-
reits angekündigte verwaltungsrechtliche Prüfung stattgefunden. Von einer Anwalts-
kanzlei wurde betrachtet, inwiefern der Grundsatz der Wirtschaftlichkeit und Sparsam-
keit die Handlungsmöglichkeiten des Kreises beeinflusst. 
 
Aufgrund der Rückmeldungen der vom Kreis beauftragten Rechtsanwaltskanzlei sind 
geringfügige Änderungen und Ergänzungen zu den im Vermerk vom 16.01.2023 getä-
tigten Aussagen vorzunehmen. 
 
Mit diesem Sachstandsbericht werden deshalb die in der E-Mail vom 14.01.2023 sowie 
in dem Vermerk vom 16.01.2023 enthaltenen Informationen und Aussagen aktualisiert 
und präzisiert sowie geringfügig korrigiert. 
 
I. Die für den Kreis relevanten Verfahrensschritte im Insolvenzverfahren über die 
imland gGmbH 
 
Der M&A-Prozess ist durch die imland gGmbH in Abstimmung mit dem Generalhand-
lungsbevollmächtigten und dem vorläufigen Sachwalter gestartet worden. Bis zum 
15.02.2023 ist mit dem Vorliegen indikativer Angebote zu rechnen. Bis zu diesem Zeit-
punkt wird sich abzeichnen, ob ein Share-Deal nur mit oder auch ohne Einräumung von 
Erbbaurechten zustande kommen kann. 
 
Für den Fall, dass der Kreis keine Erbbaurechte einräumt, wird vom vorläufigen Sach-
walter die Einholung einer Fairness Opinion (auf Basis des Discounted Cash Flow-
Verfahrens) für erforderlich erachtet. So soll ermittelt werden, welchen wirtschaftlichen 
Wert (Unternehmenswert) der Kreis im Falle der Umsetzung des Sanierungsplans „Fort-
führung der imland gGmbH in kommunaler Trägerschaft“ erhält.  
 
Die Beauftragung einer Fairness Opinion ist bereits in die Wege geleitet worden. Sie 
wird voraussichtlich bis Ende Februar 2023 vorliegen. 
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II. Gestaltungsmöglichkeiten des Kreises 
 
Der Kreis verfügt über verschiedene Gestaltungsmöglichkeiten im Rahmen des Insol-
venzverfahrens, und zwar aufgrund des Eigentums an den Klinikgrundstücken sowie 
aufgrund der Möglichkeit, das Insolvenzverfahren durch Auslobung einer Insolvenzquo-
te für ungesicherte Insolvenzgläubiger durch den in Vorbereitung befindlichen Insol-
venzplan zu beenden. 
 
1. Eigentum an Klinikgrundstücken 
 
Das Eigentum an den Klinikgrundstücken ermöglicht dem Kreis, das Zustandekommen 
eines Share-Deals zu verhindern, soweit die Bieter eine dinglich gesicherte Rechtsposi-
tion an den Grundstücken verlangen. Zudem kann der Kreis in dieser Konstellation ei-
gene Vorstellungen über die künftige Gestaltung der Kliniklandschaft in das Verfahren 
einbringen. 
 
Sollte sich abzeichnen, dass ein Share-Deal auch ohne Einräumung von Erbbaurechten 
zustande kommen kann, entfällt die Möglichkeit des Kreises, über die Vorgabe von Be-
dingungen eigene Vorstellungen in das Verfahren einzubringen.  
 
Es bliebe allenfalls die theoretische Möglichkeit, über eine Kündigung des Grundstück-
süberlassungsvertrages zu versuchen, einen Share-Deal zu verhindern. Ob eine Kündi-
gung zum jetzigen Zeitpunkt rechtmäßig wäre, müsste noch vertiefend geprüft werden. 
Zudem lässt sich nicht prognostizieren, welche Auswirkungen eine Kündigung des 
Grundstücksüberlassungsvertrages auf die Sicherstellung der stationären Gesundheits-
versorgung im Kreisgebiet hätte. 
 
2. Auslobung einer Insolvenzquote 
 
Darüber hinaus hat es der Kreis in allen in Betracht kommenden Konstellationen in der 
Hand, das Insolvenzverfahren durch die Auslobung einer Insolvenzquote für ungesi-
cherte Insolvenzgläubiger (§ 38 InsO) zu beenden. 
 
Die Höhe des vom Kreis zu zahlenden Betrages zur Gläubigerbefriedigung wäre so zu 
bemessen, dass mittels Zahlung des Kreises eine bessere gemeinschaftliche Gläubi-
gerbefriedigung erreicht wird, als es ohne eine entsprechende Zahlung in einer anderen 
Konstellation erreicht werden würde.  
 
Die Höhe des zu leistenden Betrages ist wie folgt zu ermitteln: 
 
a) Share-Deal kann ohne Erbbaurechte zustande kommen 
 
Sollte sich abzeichnen, dass ein Share-Deal ohne Erbbaurechte möglich ist, könnte der 
Kreis einen Betrag bieten, der zu einer höheren Insolvenzquote führt als das beste An-
gebot (für einen Share-Deal ohne Erbbaurechte). Wie hoch der vom Kreis in diesem 
Fall zu zahlende Betrag wäre, zeichnet sich frühestens Mitte Februar 2023 nach Vorla-
ge der indikativen Angebote ab. Denn erst dann wird sich abzeichnen, ob ein Share-
Deal ohne Erbbaurechte zustande kommen kann. 
 
In dem Zusammenhang wird der Vollständigkeit halber auf folgenden Aspekt hingewie-
sen: Der vorläufige Sachwalter hat vorsorglich angekündigt, dass der M&A-Prozess 
auch mit Blick auf Finanzinvestoren durchgeführt wird, da dort ein höheres Interesse 
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und eine höhere Risikobereitschaft vermutet wird, auch ohne Erbbaurechte einen 
Share-Deal abzuschließen.  
 
Welche Auswirkungen sich im Falle des Einstiegs eines Finanzinvestors auf die zukünf-
tige stationäre Gesundheitsversorgung ergeben können, ist aktuell nicht absehbar. Je-
denfalls muss bezweifelt werden, dass Finanzinvestoren deckungsgleiche Zielsetzun-
gen verfolgen wie der Kreis oder professionelle Klinikbetreiber. 
 
b) Share-Deal scheidet ohne Erbbaurechte aus 
 
Sollte ein Share-Deal nur mit Erbbaurechten zustande kommen, der Kreis allerdings 
nicht Erbbaurechte an den Grundstücken einräumen, bemisst sich der vom Kreis zu 
zahlende Betrag aus einer dann anzustellenden Vergleichsrechnung.  
 
Für diese Konstellation gibt es unterschiedliche juristische Einschätzungen, welcher 
Wert die angemessene Vergleichsgröße darstellt: 
 

• Vom vorläufigen Sachwalter sowie vom Generalhandlungsbevollmächtigten wer-
den der Unternehmenswert, der sich aus der Fairness Opinion ergeben wird, als 
angemessene Vergleichsgröße angesehen. 

• Ein anderer Bezugspunkt wäre der Zerschlagungswert der imland gGmbH. 
 
Je nachdem, welcher Wert herangezogen wird, ergibt sich ein Betrag zwischen 10 und 
50 Mio. Euro.  
 
Verwaltungsseitig wird versucht werden, gemeinsam mit dem vorläufigen Sachwalter 
sowie dem Generalhandlungsbevollmächtigten bis Anfang März eine gemeinsame 
Sichtweise über die Höhe des vom Kreis in dieser Konstellation zu zahlenden Betrages 
zu erzielen.  
 
Dabei liegt auf der Hand, dass der Kreis ein ausgeprägtes Interesse an einer Verstän-
digung hat. Denn ohne Einigung zwischen dem vorläufigen Sachwalter sowie dem Ge-
neralhandlungsbevollmächtigten droht eine Hängepartie, und zwar sowohl mit Blick auf 
die Sicherstellung der stationären Gesundheitsversorgung als auch für die Beschäftig-
ten der imland gGmbH. Denn bei Streit über die Höhe des vom Kreis zu leistenden Be-
trages wäre völlig offen, ob es zur Bestätigung des Insolvenzplans und damit zur Fort-
führung der imland gGmbH kommen wird. 
 
Letztendliche Gewissheit über den vom Kreis zu leistenden Betrag wird allerdings erst 
zu einem noch späteren Zeitpunkt erreicht werden. 
 
Denn es besteht die Möglichkeit, dass Gläubigerinteressen im weiteren Verfahren gel-
tend gemacht werden. Zwar wird die Einbindung des Sachwalters und des Gläubiger-
ausschusses in die Erstellung des Insolvenzplans allen Beteiligten eine gewisse Si-
cherheit im Hinblick auf die Annahme des Insolvenzplans geben. Doch ob der vom vor-
läufigen Sachwalter und dem Generalhandlungsbevollmächtigten gemeinsam mit der 
Kreisverwaltung als angemessen angesehene Betrag am Ende tatsächlich ausreicht, 
oder ob ein noch höherer Betrag zu leisten ist, wird sich abschließend erst Ende Mai 
2023 in der letzten Gläubigerversammlung klären, in der über den Insolvenzplan abge-
stimmt wird. 
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III. Handlungsoptionen des Kreises im Lichte des Grundsatzes der Wirtschaftlich-
keit und Sparsamkeit 
 
Die aufgezeigten Handlungsoptionen des Kreises sind im Lichte des Grundsatzes der 
Wirtschaftlichkeit und Sparsamkeit zu betrachten. Insofern ist insbesondere zu betrach-
ten, ob der Kreis berechtigt ist, 
 

• die zur Umsetzung der Sanierungsoption „Fortführung der imland gGmbH in 
kommunaler Trägerschaft“ erforderlichen Beträge, deren Höhe derzeit noch nicht 
feststeht, zu bezahlen; 

• die Einräumung von Erbbaurechten zu verweigern, falls dadurch das Zustande-
kommen eines Share-Deals verhindert wird. 

 
In dem von Herrn Dr. Jürgensen gefertigten Vermerk vom 19.01.2023 wird hierzu eine 
ausführlich begründete rechtliche Einschätzung abgegeben.  
 
Allerdings muss einschränkend darauf hingewiesen werden, dass es zu dem gesamten 
Themenkomplex keine gesicherte Rechtsprechung gibt. Insofern besteht durchaus das 
Risiko, dass ein mit der Angelegenheit möglicherweise in der Zukunft befasstes Gericht 
zu einer anderen Bewertung gelangt. 
 
Zudem besteht die Möglichkeit, dass im Rahmen der Kreisumlagenfestsetzung von ei-
ner kreisangehörigen Kommune ein Verstoß gegen den Grundsatz der Wirtschaftlich-
keit und Sparsamkeit geltend gemacht wird. Schon mit der bloßen Geltendmachung 
dieses Einwands, und ohne dass es zu einer gerichtlichen Auseinandersetzung oder 
Entscheidung über die Frage der Zulässigkeit der Festsetzung der Kreisumlage kom-
men müsste, wären erhebliche Risiken und Probleme für den Kreis und streitige Ausei-
nandersetzungen mit dem kreisangehörigen Bereich vorprogrammiert. Auch auf dieses 
Risiko muss mit aller Deutlichkeit hingewiesen werden. 
 
Dies vorausgeschickt, erscheinen folgende Bewertungen sachgerecht: 
 
1. Kreis ist zur Abwendung der Zerschlagung der imland gGmbH verpflichtet 
 
Sollte es in irgendeinem Stadium des Insolvenzverfahrens zu der Situation kommen, 
dass die konkrete Gefahr einer Zerschlagung der imland gGmbH besteht, darf der Kreis 
finanzielle Mittel in dem Umfang aufbringen, der zur Abwendung einer Zerschlagung der 
imland gGmbH erforderlich ist. 
 
Die Begründung dafür ergibt sich daraus, dass der Kreis im Falle einer Zerschlagung 
verpflichtet wäre, die stationäre Gesundheitsversorgung in anderer Weise sicherzustel-
len. Bei Wegfall der imland gGmbH wäre das mit nicht absehbaren Kosten für den Kreis 
verbunden.  
  
2. Share-Deal kann ohne Erbbaurechte zustande kommen 
 
Ob die Zahlung eines Betrages zur Abwendung eines Share-Deals ohne Erbbaurechte 
mit dem Grundsatz der Wirtschaftlichkeit und Sparsamkeit vereinbar ist, hängt maßgeb-
lich von der Höhe des hierfür erforderlichen Betrages ab. 
 
Da die Höhe dieses Betrages sich erst Mitte Februar 2023 abzeichnet, lässt sich zum 
jetzigen Zeitpunkt insofern keine Einschätzung abgeben. 
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3. Fortführung der imland gGmbH in kommunaler Trägerschaft mithilfe der Zah-
lung eines Betrages zur Gläubigerbefriedigung 
 
Für den Fall, dass ein Share-Deal nur mit Erbbaurechten zustande kommen würde, der 
Kreis die Einräumung von Erbbaurechten jedoch verweigert, ergäbe sich daraus die 
Konsequenz, dass der Kreis einen Betrag zur Gläubigerbefriedigung zahlen muss, um 
die Fortführung der imland gGmbH in kommunaler Trägerschaft zu sichern. 
 
Die Höhe des dann zu leistenden Betrages steht noch nicht fest. Ob die Zahlung dieses 
Betrages mit dem Grundsatz der Wirtschaftlichkeit und Sparsamkeit vereinbar ist, lässt 
sich folglich zum jetzigen Zeitpunkt noch nicht bewerten. 
 
Es zeichnet sich allerdings ab, dass der Kreis mit der abschließenden Entscheidung, 
keine Erbbaurechte an den Grundstücken einzuräumen, sich in eine Position bringen 
würde, die ihn im weiteren Verlauf quasi zwingen würde, einen auf Grundlage von An-
geboten von Investoren oder auf Grundlage der Fairness Opinion basierenden und vom 
vorläufigen Sachwalter und dem Generalhandlungsbevollmächtigten oder von der 
Gläubigerversammlung geforderten Betrag zahlen zu müssen, um eine Zerschlagung 
abzuwenden.  
 
Der Kreis hätte dann keine Möglichkeit mehr, eine andere Option zu ergreifen.  
 
Und auch das Beharren auf einer anderen rechtlichen Sichtweise, was die Höhe des 
vom Kreis zu leistenden Betrages angeht, würde nicht helfen, weil die Schließung und 
Einstellung des Krankenhausbetriebs drohen würde.  
 
Und selbst wenn der vom Kreis zu zahlende Betrag unter Zugrundelegung des Grund-
satzes der Wirtschaftlichkeit und Sparsamkeit rechtlich zu beanstanden wäre, bliebe 
dem Kreis dennoch keine andere Wahl, als diesen Betrag dann zur Verfügung zu stel-
len. 
 
Rechtlich dürfte vieles dafür sprechen, dass es der Kreis nicht dazu kommen lassen 
darf, sich in eine derartige Position zu manövrieren. 
 
Im Ergebnis dürfte vieles dafür sprechen, dass zum jetzigen Zeitpunkt ein Beschluss, 
für das gesamte weitere Insolvenzverfahren Erbbaurechte nicht einzuräumen, erhebli-
che finanzielle Risiken für den Kreis auslösen würde und deshalb mit dem Grundsatz 
der Wirtschaftlichkeit und Sparsamkeit nicht vereinbar sein dürfte. 
 
Näheres hierzu sowie eine ausführliche Begründung ergeben sich aus dem von Herrn 
Dr. Jürgensen gefertigten Vermerk der Verwaltung, der mit gesonderter Vorlage zur 
Sitzung des Hauptausschusses am 19.01.2023 in Allris eingestellt wurde. 
 
4. Erstellung eines Nachtragshaushaltsplans 
 
Die Bereitstellung eines vom Kreis zu zahlenden Betrages zur Gläubigerbefriedigung 
wird die Aufstellung eines Nachtragshaushaltsplans erforderlich machen.  
 
Durch einen Nachtragshaushalt würde nicht nur der Betrag des Kreises zur Gläubiger-
befriedigung (Größenordnung zwischen 10 und 50 Mio. Euro) bereitgestellt werden 
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müssen, sondern auch die zusätzlichen Mittel zur Ausfinanzierung des Sanierungsplans 
„Fortführung der imland gGmbH in kommunaler Trägerschaft“.  
 
Die Höhe der für die Ausfinanzierung dieses Sanierungsplans zusätzlich benötigten Mit-
tel steht derzeit noch nicht fest; im Vorfeld der Insolvenzantragstellung wurde durch die 
Geschäftsführung der imland gGmbH im Rahmen der Hauptausschusssitzung am 
01.12.2022 eine Größenordnung von insgesamt rund 50 Mio. Euro für die Jahre 2023 
bis 2027 in den Raum gestellt. Dieser Betrag dürfte eine gute Kalkulationsgröße sein, 
auch wenn sich im Rahmen der Erstellung des Sanierungskonzepts möglicherweise 
noch Änderungen ergeben. 
 
Daraus ergeben sich besondere Herausforderungen für das parallel zu dem Insolvenz-
verfahren zu organisierende Haushaltsaufstellungsverfahren, zumal angesichts der Hö-
he der in Rede stehenden Beträge ein entsprechender Nachtragshaushalt möglicher-
weise genehmigungspflichtig wäre. 
 
Vom Ministerium für Inneres, Kommunales Wohnen und Sport des Landes Schleswig-
Holstein als der zuständigen Kommunalaufsichtsbehörde ist hierzu mitgeteilt worden, 
dass bezüglich der Genehmigungsfähigkeit eines Nachtragshaushaltes für das Haus-
haltsjahr 2023 derzeit keine Aussage darüber getroffen werden kann, ob eine Geneh-
migung für genehmigungspflichtige Bestandteile einer Nachtragshaushaltssatzung in 
Aussicht gestellt werden kann. In nachvollziehbarer Weise wurde vom Ministerium da-
rauf hingewiesen, dass hierfür weitere Informationen benötigt würden.  
 
Allerdings verfügt auch die Kreisverwaltung angesichts der vielen noch offenen Fragen 
nicht über die von der Kommunalaufsichtsbehörde benötigten Grundlagen für eine Ent-
scheidung. 
 
IV. Vorschlag zum weiteren Vorgehen 
 
1.  Entscheidung unter Ungewissheit 
 
Aus den vorstehenden Ausführungen wird deutlich, dass derzeit zahlreiche Fragestel-
lungen noch offen sind. Dazu zählen: 
 

• Wird es indikative Angebote für einen Share-Deal ohne Erbbaurechte geben? 
Wenn ja, wie hoch wäre dann der vom Kreis zu leistende Betrag, um Bestbieter 
zu sein? 

• Zu welchem Unternehmenswert gelangt die Fairness Opinion? 

• Gelingt eine Verständigung zwischen dem vorläufigen Sachwalter und dem Ge-
neralhandlungsbevollmächtigten und der Kreisverwaltung auf einen vom Kreis zu 
zahlenden Betrag, um die Sanierungsoption „Fortführung in kommunaler Träger-
schaft“ umsetzen zu können? Wie hoch wäre der danach vom Kreis zu leistende 
Betrag? 

• Wird die Gläubigerversammlung diesen Betrag akzeptieren? 

• Ist die Bereitstellung der benötigten Mittel haushaltsrechtlich zulässig? Wird die 
Kommunalaufsichtsbehörde einen entsprechenden Nachtragshaushalt genehmi-
gen, falls er genehmigungspflichtig ist? 

• Wie werden sich die kreisangehörigen Kommunen mit Blick auf die Kreisumlage 
positionieren? 
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Aufgrund dieser offenen Fragen liegen derzeit nur unvollständige Informationen vor. 
Hinzu kommt, dass der Sachverhalt komplex und dynamisch ist. Und es gibt relevante 
Faktoren, die durch den Kreis nicht zu beeinflussen sind. Und schließlich sind auch die 
Folgen der Entscheidung, die getroffen werden muss, nicht vollständig kalkulierbar.  
 
Trotz dieser radikalen Ungewissheit besteht akuter Handlungsbedarf. Es ist ein Punkt 
erreicht, an dem eine Entscheidung zu treffen ist. Eine Entscheidung von enormer 
Tragweite. 
 
Sollte keine Entscheidung getroffen werden, wäre auch das eine Weichenstellung. 
Denn dadurch würden sich die Handlungsmöglichkeiten des Kreises einengen, und 
zwar in einer Weise, dass dadurch eine später nicht mehr revidierbare Grundlage für 
finanzielle Belastungen in beträchtlicher Höhe gelegt und damit zugleich möglicher-
weise gegen den Grundsatz der Wirtschaftlichkeit und Sparsamkeit verstoßen wird. 
 
2. Abschließende Entscheidung erst nach Vorlage weiterer Informationen 
 
Es wird nicht gelingen, über die Einräumung von Erbbaurechten erst dann zu entschei-
den, wenn alle derzeit noch offenen Punkte geklärt sind. 
 
Denn das Interesse des Kreises an einer möglichst umfassenden Aufklärung des Sach-
verhalts steht in einem Spannungsverhältnis zu der Zielsetzung der Insolvenzordnung 
einer bestmöglichen Gläubigerbefriedigung und zu dem darin begründeten Interesse 
des vorläufigen Sachwalters sowie des Generalhandlungsbevollmächtigten, den M&A-
Prozess in dem ohnehin engen Zeitfenster erfolgreich gestalten zu können.  
 
Damit eine M&A-Transaktion gelingen kann, müsste spätestens Ende März bzw. An-
fang April 2023 eine Investorenvereinbarung inklusive Hinterlegung des Investorenbei-
trags für die Gläubigerbefriedigung beurkundet werden; zudem dürften dem Vollzug der 
Investorenvereinbarung keine anderen Hindernisse als die üblichen (insbesondere Zu-
stimmung Gläubigerversammlung, ggfs. Freigabe durch das Bundeskartellamt) im We-
ge stehen.  
 
Um diesen Zeitplan einhalten zu können, muss nach den Darlegungen des vorläufigen 
Sachwalters sowie des Generalhandlungsbevollmächtigten spätestens bis zum 
20.02.2023 abschließend klar sein, ob und wenn ja unter welchen Bedingungen der 
Kreis Erbbaurechte einräumt. 
 
Bis dahin wird jedenfalls absehbar sein, ob ein Share-Deal nur mit oder auch ohne Ein-
räumung von Erbbaurechten zustande kommen kann. Und es würde sich abzeichnen, 
wie hoch der vom Kreis in diesem Fall zu zahlende Betrag wäre. 
 
Zudem wird verwaltungsseitig versucht werden, mit dem vorläufigen Sachwalter sowie 
dem Generalhandlungsbevollmächtigten eine Abstimmung dahingehend zu erzielen, 
dass auch das Ergebnis der Fairness Opinion bis zum 15.02.2023 vorliegt. Denn auch 
diese Information ist von maßgeblicher Relevanz für die vom Kreis zu treffende Ent-
scheidung.  
 
Aus Sicht der Kreisverwaltung erscheint es aus Rechtsgründen erforderlich, die Ent-
scheidung über die Einräumung von Erbbaurechten bis dahin offen zu halten. 
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Verwaltungsseitig wird deshalb vorgeschlagen, dass der Hauptausschuss im Rahmen 
einer weiteren Sondersitzung am 16.02.2023 erneut über die Frage der Einräumung 
von Erbbaurechten berät und anschließend der Kreistag in einer weiteren Sondersit-
zung am 20.02.2023 abschließend im Lichte der dann vorliegenden weiteren Erkennt-
nisse über die Einräumung von Erbbaurechten entscheidet. 
 
Für den Fall, dass der Kreistag sich am 20.02.2023 für die Einräumung von Erbbau-
rechten aussprechen sollte, müssten die diesbezüglichen kreisseitigen Erklärungen al-
lerdings unmittelbar im Anschluss an die Sitzung in rechtsverbindlicher Form abgege-
ben werden. Damit das möglich ist, müsste die Verwaltung bereits jetzt in die Lage ver-
setzt werden, mit anwaltlicher Hilfe rein vorsorglich für den Fall, dass sich der Kreistag 
am 20.02.2023 für die Einräumung von Erbbaurechten aussprechen sollte, die entspre-
chenden Vorbereitungen zu treffen. 
 
Anderenfalls könnte eine professionelle Vorbereitung einer Erklärung auf Abschluss 
eines Erbbaurechtsvertrages nicht sichergestellt werden. 
 
3. Beschlussvorschlag für den Hauptausschuss 
 
Aus einer Gesamtbetrachtung der Erfordernisse des Insolvenzverfahrens sowie der An-
forderungen aus dem Grundsatz der Wirtschaftlichkeit und Sparsamkeit ergibt sich fol-
gender Beschlussvorschlag für den Hauptausschuss: 
 

(1) Der Hauptausschuss empfiehlt dem Kreistag, im Rahmen einer weiteren Sitzung 
am 20.02.2023 abschließend darüber zu entscheiden, ob und wenn ja unter wel-
chen Bedingungen Erbbaurechte an den Klinikgrundstücken eingeräumt werden. 

(2) Die Verwaltung wird beauftragt, vorsorglich und nur für den Fall, dass sich der 
Kreistag am 20.02.2023 für die Einräumung von Erbbaurechten aussprechen 
sollte, die erforderlichen juristischen Erklärungen unter Hinzuziehung einer fach-
kundigen Anwaltskanzlei vorbereiten zu lassen. 

 
Der Hauptausschuss wird um Beratung gebeten. 
 
 
 
 
Gez. 
Dr. Rolf-Oliver Schwemer 
L a n d r a t 

TOP 10.1.1



 

 

Berlin Düsseldorf Frankfurt a.M. Hamburg München Stuttgart Istanbul Shanghai  gvw.com 
GvW Graf von Westphalen Rechtsanwälte Steuerberater Partnerschaft mbB (Sitz Hamburg AG Hamburg PR 741) 

 

 
 
 
 
 
 
 
 
 

Dr. Ronald Steiling 
Rechtsanwalt 
Fachanwalt für Verwaltungsrecht 
Mediator 

Cosima Baumeister 
Rechtsanwältin 

Assistenz: Sabrina Klimczak 
T +49 40 35922-279 
F +49 40 35922-123 
r.steiling@gvw.com 

Assistenz: Meike Schmitt 
T +49 40 35922-314 
F +49 40 35922-123 
c.baumeister@gvw.com 
 
Poststraße 9 - Alte Post  
20354 Hamburg 
 

 

Per E-Mail: Martin.Kruse@kreis-rd.de 

 
Kreis Rendsburg-Eckernförde 
Herrn Dr. Martin Kruse 
Kaiserstraße 8  
24768 Rendsburg 
 
 
 

19. Januar 2023 
 

 
Akten-Nr. 1167/2023  
 

Stellungnahme zu den Anträgen der Kreistagsfraktion Bündnis 90/Die 

Grünen und der SPD-Kreistagsfraktion zum Verbleib der imland gGmbH 

in kommunaler Trägerschaft  

Sehr geehrter Herr Dr. Kruse, 

Sie haben uns gebeten, in Vorbereitung der heutigen Sitzung des Hauptausschusses 

des Kreistages Rendsburg-Eckernförde zu den Anträgen der Kreistagsfraktion Bünd-

nis 90/Die Grünen und der SPD-Kreistagsfraktion betreffend den Verbleib der imland 

gGmbH in kommunaler Trägerschaft rechtliche Stellung zu nehmen. Dieser Bitte 

kommen wir nachfolgend gerne nach. 

A. Sachverhalt 

Der Kreis Rendsburg-Eckernförde ist Alleingesellschafter der imland gGmbH, die 

Krankenhäuser in Rendsburg und Eckernförde betreibt.  

I. Bereits in den vergangenen Jahren war die imland gGmbH in eine finanzielle 

Schieflage geraten und aus diesem Grund auf erhebliche finanzielle Zuwen-

dungen des Kreises in ein- bis zweistelliger Millionenhöhe angewiesen. We-

gen zu erwartender Liquiditätslücken von jeweils über 40 Mio. Euro in den 

Jahren 2023 und 2024 stellte die Geschäftsführung am 9. Dezember 2022 

einen Antrag auf Eröffnung des Insolvenzverfahrens in Eigenverwaltung. Mit 
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Beschluss vom selbigen Tag ordnete das Amtsgericht Neumünster die vor-

läufige Eigenverwaltung über das Vermögen der imland gGmbH an und be-

stellte Herrn Rechtsanwalt Stefan Denkhaus zum vorläufigen Sachverwalter.  

II. Im Rahmen des laufenden Insolvenzverfahrens werden nunmehr zwei 

Handlungsoptionen parallel verfolgt: 

1. Die Geschäftsführung der imland gGmbH und ihr Generalhandlungsbevoll-

mächtigter, Herr Rechtsanwalt Dr. Rainer Eckert, erarbeiten gemeinsam mit 

dem vorläufigen Sachwalter ein Sanierungskonzept, nach dem der Kreis 

Rendsburg-Eckernförde alleiniger Gesellschafter der imland gGmbH bliebe. 

Dieses Konzept sieht vor, dass der Kreis bis zum Jahr 2027 Gesellschafter-

beiträge in Höhe von mindestens 50 Mio. Euro leistet. Darüber hinaus 

müsste der Kreis sich im Insolvenzplan zu einer Zahlung eines weiteren Sa-

nierungsbeitrags verpflichten, dessen Höhe noch nicht feststeht. Nach der 

Rechtsauffassung des Generalhandlungsbevollmächtigten und des vorläufi-

gen Sachwalters hat der Betrag dem Unternehmenswert der imland gGmbH 

zu entsprechen. Dieser sei durch eine sogenannte Fairness Opinion eines un-

abhängigen Gutachters im Wege des Discounted Cashflow-Verfahrens 

(DCF-Verfahren) zu ermitteln. Die Erstellung eines solchen Gutachtens ist 

bereits in Auftrag gegeben worden und soll bis Ende Februar 2023 vorliegen. 

In der vergangenen Woche teilte der Generalhandlungsbevollmächtigte ge-

genüber dem Landrat des Kreises Rendsburg-Eckernförde, Herrn Dr. Rolf-

Oliver Schwemer, mit, dass er derzeit von einem zusätzlichen Sanierungsbei-

trag in Höhe von 40 bis 50 Mio. Euro ausgehe.  

2. Daneben wird die Option einer Privatisierung der imland gGmbH durch 

Übernahme von Gesellschaftsanteilen durch einen privaten Investor voran-

getrieben. Ziel dieser Option ist es, einen Investor zu finden, dem im Wege 

des Insolvenzplans sämtliche oder die Mehrheit der Anteile an der imland 

gGmbH im Wege eines Share-Deals übertragen wird. Sollte es letztlich zu 

einer 100 %-igen Privatisierung der imland gGmbH kommen, müsste der 

Kreis keine Zahlungen zur Sanierung der imland gGmbH leisten.   

Für diese Option ist bereits ein M&A-Bieterprozess angestoßen worden. Die 

erste Angebotsphase, in der die Bieter ein unverbindliches, sogenanntes in-

dikatives Angebot abgeben können, endet am 15. Februar 2023. Mit der Ab-

gabe besonders hoher verbindlicher Gebote wird nur dann gerechnet, wenn 

der Kreis zugunsten der imland gGmbH Erbbaurechte an seinen Kranken-

hausgrundstücken und –gebäuden bestellt. Bis zum jetzigen Zeitpunkt stellt 

der Kreis der imland gGmbH die Grundstücke im Wege privatrechtlicher 
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Nutzungsverträge zur Verfügung. Durch die Bestellung dinglicher Rechte 

würde die Attraktivität eines Anteilskaufs für die Bieter deutlich erhöht.  

III. Die Kreistagsfraktionen von Bündnis 90/Die Grünen und der SPD haben mit 

Datum vom 13. und 16. Januar 2023 Beschlussanträge an den Hauptaus-

schuss des Kreistags Rendsburg-Eckernförde gestellt. Nach den weitgehend 

übereinstimmenden Beschlussvorschlägen der Fraktionen soll der Haupt-

ausschuss sich u.a. für einen Verbleib der imland gGmbH in kommunaler 

Trägerschaft aussprechen und die Verwaltung beauftragen, den vorläufigen 

Sachwalter sowie die Geschäftsführung und den Generalhandlungsbevoll-

mächtigten darüber zu informieren, dass der Kreis von der Einräumung von 

Erbbaurechten an den der imland gGmbH verpachteten Klinikgrundstücken 

absehen werde. Am 19. Januar 2023 wird der Hauptausschuss des Kreistags 

Rendsburg-Eckerförde über diese Anträge Beschluss zu fassen haben. Es ist 

davon auszugehen, dass der Kreistag sich im Rahmen seiner Sitzung am 

23. Januar 2023 mit der Thematik befassen wird.  

Zur Vorbereitung der Sitzung des Hauptausschusses haben der Landrat so-

wie sein Referent, Herr Dr. Max Jürgensen, zwei Vermerke mit Datum vom 

13. und 16. Januar erstellt, in denen sie empfehlen, den Anträgen der Kreis-

tagsfraktionen Bündnis 90/Die Grünen und der SPD nicht zuzustimmen.  

B. Rechtliche Würdigung  

Im Rahmen unserer rechtlichen Prüfung sind wir zu der Auffassung gelangt, dass den 

Anträgen der Fraktionen bzw. im Wesentlichen inhaltsgleichen Anträgen erhebliche 

rechtliche Bedenken entgegenstehen.  

I. Wesentliche Leitlinien der Grundsätze der Wirtschaftlichkeit und 

Sparsamkeit  

Gemäß § 57 Kreisordnung für Schleswig-Holstein (KrO) i.V.m. § 75 Abs. 2 

Satz 1 Gemeindeordnung für Schleswig-Holstein (GO) haben die Kreise die 

Haushaltswirtschaft nach den Grundsätzen der Wirtschaftlichkeit und Spar-

samkeit zu führen. Nach Satz 2 haben die Kreise dabei finanzielle Risiken zu 

minimieren.  

Diese Grundsätze verpflichtet die Kreise dazu, die ihnen zur Verfügung ste-

henden Haushaltsmittel so ökonomisch wie möglich einzusetzen. Dies be-

deutet zum einen, dass die Ausgaben der Kreise auf ein Minimum zu redu-

zieren sind (Sparsamkeit). Zum anderen haben sie dafür Sorge zu tragen, 
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dass das Verhältnis zwischen Kosten und Nutzen einer finanziellen Ausgabe 

möglichst günstig ausgestaltet ist (Wirtschaftlichkeit).  

vgl. Diemert, in BeckOK Kommunalrecht Nordrhein-
Westfalen, Stand: 1. Dezember 2022, Rn. 12 f.  

Bei der Frage, ob eine Maßnahme im Einklang mit den Grundsätzen der 

Wirtschaftlichkeit und Sparsamkeit steht, kommt es also zum einen auf die 

Höhe einer konkreten Ausgabe an. Daneben ist zu beurteilen, inwieweit die 

Ausgabe dem Aufgabenkreis des Kreises, der Erfüllung öffentlicher Aufga-

ben, ein Mehrwert beisteuert. Hierbei sind die Art, der Umfang und die Qua-

lität der kommunalen Aufgabe, deren Erfüllung die finanzielle Ausgabe 

dient, zu berücksichtigen 

vgl. OVG NRW, Beschluss vom 26. Oktober 1990, Az. 15 A 
1099/87, NVwZ-RR 1991, 509; VGH Bayern, Urteil vom 
18. März 1998, Az. 4 B 97.3249, NVwZ-RR 19999, 137.  

Bevor ein Kreis über eine Ausgabe finanzieller Mittel entscheidet, hat er so-

mit im Rahmen einer Prognose zu bewerten, ob die konkrete Höhe der Aus-

gabe in einem wirtschaftlichen Verhältnis zu dem Nutzen für die Erfüllung 

kommunaler Aufgaben steht 

vgl. Wolf, in: Praxis des Kommunalrechts Schleswig-Hol-
stein (PdK SH) B-1, GO, § 75 Rn. 12. 

Ergibt die anzustellende Prognose eine offenkundige Überschreitung der 

Grenzen einer ordnungsgemäßen Wirtschaftsführung, einen sachlich nicht 

mehr vertretbaren Verbrauch öffentlicher Mittel oder wäre die wirtschaftli-

che Betätigung des Kreises mit den Grundsätzen eines vernünftigen Wirt-

schaftens schlechthin nicht vereinbar, liegt ein Verstoß die Grundsätze der 

Wirtschaftlichkeit und Sparsamkeit vor 

vgl. OVG NRW, Beschluss vom 26. Oktober 1990, Az. 15 A 
1099/87, NVwZ-RR 1991, 509; OVG Münster, Beschluss 
vom 30. Juni 2022, Az. 9 A 3163/17, juris; VG Lüneburg, 
Urteil vom 23. November 2004, Az. 3 A 5/01, juris.  

II. Verstoß gegen die Grundsätze der Wirtschaftlichkeit und Spar-

samkeit 

Dies zugrunde gelegt dürfte ein den Anträgen der Kreistagsfraktionen ent-

sprechender Beschluss, nach dem sich der Kreistag für den Verbleib der im-

land gGmbH in öffentlicher Trägerschaft – und damit abschließend gegen 

die Übernahme durch einen privaten Investor – ausspräche, jedenfalls bei 
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Zugrundelegung des derzeitigen Sachstands zum jetzigen Zeitpunkt gegen 

die Grundsätze der Wirtschaftlichkeit und Sparsamkeit verstoßen.  

Selbiges gilt für den Antrag der Kreistagsfraktion Bündnis 90/Die Grünen, 

der auf das Absehen einer Bestellung von Erbbaurechten an den Kranken-

hausgrundstücken gerichtet ist. Denn auch hiermit würde die Übernahme 

der imland gGmbH durch einen privaten Investor zumindest wesentlich er-

schwert, wenn nicht sogar faktisch unmöglich gemacht.  

1. Keine hinreichende Sachverhaltsermittlung  

Ein solcher Beschluss wäre schon aus dem Grund rechtswidrig, weil die der-

zeitigen Sachverhaltskenntnisse keine hinreichend fundierte Prognoseent-

scheidung über das voraussichtliche Kosten-Nutzen-Verhältnis eines Ver-

bleibs der imland gGmbH in kommunaler Trägerschaft ermöglichen.  

a) Wie bereits dargestellt, gebieten die in § 75 Abs. 2 GO verankerten Grunds-

ätze der Wirtschaftlichkeit und Sparsamkeit, dass der Kreis im Rahmen einer 

Prognose zu dem Ergebnis gelangt, dass die voraussichtlichen Kosten und 

der voraussichtliche Nutzen einer Ausgabe in einem möglichst günstigen 

Verhältnis zueinanderstehen. Diese Beurteilung setzt eine hinreichende Tat-

sachengrundlage voraus. 

Insoweit erlauben wir uns, auf die Ausführungen des Prof. Dr. Christian 

Ernst vom 1. Dezember 2022 zu verweisen, der im Auftrag des Kreises ein 

Rechtsgutachten zu den rechtlichen Anforderungen bei finanziellen Zuwen-

dungen an die imland gGmbH erstellt hat:  

„Der Grundsatz der Wirtschaftlichkeit und Sparsamkeit 
beansprucht deshalb nicht nur Geltung für die Kontrolle 
des Ergebnisses einer finanzwirksamen Entscheidungen, 
sondern auch in der vorgelagerten Entscheidungsfin-
dungsphase.  Dies führt zu einer generellen Pflicht zu 
Wirtschaftlichkeitsberechnungen, Prognosen und Schät-
zungen im Vorfeld solcher Entscheidungen. Ein Verstoß 
gegen den Grundsatz der Wirtschaftlichkeit und Spar-
samkeit ist der Kommune etwa dann vorwerfbar, wenn 
[…] nicht alle relevanten Informationen eingeholt worden 
sind oder die Kommune auf andere Weise die notwendige 
Sorgfalt nicht an den Tag gelegt hat. Je erheblicher, lang-
fristiger, weitreichender und komplexer eine finanzwirk-
same Maßnahme und ihre finanziellen Auswirkungen 
sind, desto intensiver sind die prozeduralen Anforderun-
gen für die Kommune im Entscheidungsfindungsprozess 
die Grundlagen der Entscheidung zu untersuchen.“  
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Prof. Dr. Christian Ernst, Rechtsgutachten zu den rechtli-
chen Anforderungen für den Kreis Rendsburg-Eckernför-
der bei finanziellen Zuwendungen an die imland gGmbH 
infolge des Bürgerentscheids vom 6. November 2022, S. 
14 f unter Berufung auf Wolf, in: Praxis des Kommunal-
rechts Schleswig-Holstein (PdK SH) B-1, GO, § 75 Rn. 12 
und Henkes, in: BeckOK, GO BW, Stand: 1. Oktober 2022, 
§ 77 Rn. 28, 32. 

b) Zum jetzigen Zeitpunkt ist noch nicht absehbar, welche Kosten der Kreis zu-

tragen hätte, sollte es zu einer Sanierung der imland gGmbH in öffentlicher 

Trägerschaft kommen. Es ist bereits bekannt, dass die imland gGmbH auf 

einen Gesellschafterbeitrag von mindestens 50 Mio. Euro bis 2027 angewie-

sen ist. Welche Kosten auf den Kreis darüber hinaus zukämen, sollte er allei-

niger Gesellschafter der imland gGmbH bleiben, steht jedoch noch nicht fest. 

Der Generalhandlungsbevollmächtigte und der vorläufige Sachwalter haben 

lediglich eine grobe Einschätzung mitgeteilt, die aber auf keiner ökonomisch 

fundierten Berechnung beruht. Ein unabhängiges Gutachterbüro ist bereits 

mit der Erstellung einer Fairness Opinion zur Festlegung der Höhe der zu-

sätzlich auf den Kreis zukommenden Sanierungskosten beauftragt worden. 

Die Stellungnahme wird bis Ende Februar 2023 vorliegen.  

Das Vorliegen der Fairness Option muss der Kreis abwarten, bevor er dar-

über entscheidet, ob die Sanierung der imland gGmbH in öffentlicher Trä-

gerschaft erfolgt und sich damit der Möglichkeit der Übernahme durch einen 

privaten Investor begibt. Denn erst nach Festlegung der Höhe der vorläufi-

gen Sanierungskosten durch die Fairness Opinion stehen die erforderlichen 

Informationen fest, um eine Prognose über das voraussichtliche Kosten-Nut-

zen-Verhältnis einer Sanierung der imland gGmbH treffen zu können.  

Ein Abwarten der Ergebnisse der Fairness Opinion birgt auch nicht die Ge-

fahreiner Verschlechterung der Sanierungsmöglichkeiten für die imland 

gGmbH. Vielmehr würde sich der Kreis im Falle eines antragsgemäßen Be-

schlusses der Möglichkeit einer Übergabe der imland gGmbH verfrüht bege-

ben. Er würde bereits heute eine Entscheidung über die Zukunft der imland 

gGmbH treffen, ohne die zur Verfügung stehenden Optionen abschließend 

gegeneinander abgewogen zu haben.  

2. Zugrundelegung des derzeitigen Sachstands 

Nach dem derzeitigen Sachstand ist davon auszugehen, dass eine abschlie-

ßende Entscheidung für die Sanierung der imland gGmbH in kommunaler 
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Trägerschaft – und damit ausdrücklich gegen eine Privatisierung der Gesell-

schaft – gegen die Grundsätze der Wirtschaftlichkeit und Sparsamkeit ver-

stieße. Denn die voraussichtlichen Kosten einer Sanierung in öffentlicher 

Trägerschaft stünden in keinem ökonomischen Verhältnis zu dem damit ein-

hergehenden Nutzen.  

a) Es ist zurzeit davon auszugehen, dass der Kreis bei Verbleib der imland 

gGmbH in kommunaler Trägerschaft Sanierungskosten in Höhe von 90 bis 

100 Mio. Euro zu tragen hätte.  

Nach dem aktuellen Stand des Sanierungskonzepts, das die Geschäftsfüh-

rung der imland gGmbH mit dem Generalhandlungsbevollmächtigten unter 

Aufsicht des vorläufigen Sachwalters erarbeitet, ist vorgesehen, dass der 

Kreis bis zum Jahr 2027 einen Gesellschafterbeitrag von mindestens 50 Mio. 

Euro leistet. Darüber hinaus wird der Kreis sich im Insolvenzplan zu einer 

Zahlung eines Sanierungsbeitrags verpflichten müssen. Die Höhe dieses Sa-

nierungsbeitrags ist noch offen. Nach der vorläufigen Einschätzung des Ge-

neralhandlungsbevollmächtigten und des vorläufigen Sachwalters ist mit ei-

nem Betrag in Höhe von 40 bis 50 Mio. Euro zu rechnen.  

In seinem Vermerk vom 16. Januar 2023 hat der Landrat dargelegt, dass die 

Liquiditätsdecke des Kreises bei ca. 50 Mio. Euro liegt. Eine Erweiterung sei 

lediglich im einstelligen Millionenbereich durch Erhöhung des Kreisumlage-

satzes vorstellbar. Damit stünden – sollte der Kreis die dargestellten Sanie-

rungsbeiträge zahlen müssen – bereits im kommenden Jahr keine Liquidi-

tätsreserve mehr zur Verfügung. Künftige Investitionen in sämtlichen Aufga-

benbereichen könnten nicht mehr durch den Kreis finanziert werden. Auch 

freiwillige Aufgaben und Ausgaben des Kreises müssten aufgegeben werden.   

b) Die dargestellten voraussichtlichen Sanierungskosten stehen mit dem Nut-

zen einer Sanierung der imland gGmbH in kommunaler Trägerschaft in kei-

nem wirtschaftlichen Verhältnis.   

Vor dem Hintergrund, dass die Höhe der auf den Kreis zukommenden Sa-

nierungsbeiträge noch nicht feststeht, jedoch mit Kosten in einer Größenord-

nung von 90 bis 100 Mio. Euro zu rechnen ist, müssten besonders gewichtige 

Gründe vorliegen, um von einer Wirtschaftlichkeit des Kosten-Nutzen-Ver-

hältnisses ausgehen zu können. Das Vorliegen solcher Gründe ist hier nicht 

ersichtlich.  
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c) Lediglich vorsorglich weisen wir darauf hin, dass die Erfüllung der dem Kreis 

gemäß § 3 Abs. 1 Satz 1 LKHG obliegenden Sicherstellung der Krankenhaus-

versorgung durch eine entsprechende Ausgestaltung der Erbbaurechtsbe-

stellungsverträge gesichert könnte. Insoweit verweisen wir auf den von 

Herrn Dr. Jürgensen erstellten Vermerk vom 16. Januar 2023, in dem diese 

Möglichkeit nachvollziehbar dargestellt worden ist. Im Übrigen entspricht 

sie auch der üblichen Praxis. 

Nach alledem gehen wir davon aus, dass den Anträgen der Kreistagsfraktionen erheb-

liche rechtliche Bedenken im Hinblick auf die Grundsätze der Wirtschaftlichkeit und 

Sparsamkeit entgegenstehen.  

Mit freundlichen Grüßen 

 

 

Dr. Ronald Steiling Cosima Baumeister 
Rechtsanwalt Rechtsanwältin 
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Kreis Rendsburg-
Eckernförde 
Der Landrat 

 

 
 
 

Antrag der Kreistagsfraktion Bündnis 90 / Die Grünen 
zur imland gGmbH 

VO/2023/017 
 
öffentlich 
 
FD 1.3 Gremien und Recht 
 
 

Fraktionsantrag 
 
Datum:  13.01.2023 
 
Ansprechpartner/in:Julian Detmer 
 
Bearbeiter/in: Christiane 
Ostermeyer 

 
Datum Gremium (Zuständigkeit) Ö / N 

 Hauptausschuss (Entscheidung) Ö 
 
Begründung der Nichtöffentlichkeit 
 
 
Beschlussvorschlag 

1. Der Hauptausschuss spricht sich für einen Verbleib der imland gGmbH in 
kommunaler Trägerschaft aus. 

2. Die Verwaltung wird beauftragt, den (vorläufigen) Sachwalter sowie die 
Geschäftsführung und den Generalhandlungsbevollmächtigten darüber zu 
informieren, dass der Kreis von der Einräumung von Erbbaurechten an den 
der imland gGmbH verpachteten Klinikgrundstücken absehen wird. 

3. Die Verwaltung wird beauftragt, gemeinsam mit der Geschäftsführung der 
imland gGmbH sowie den für die Sicherstellung der für die ambulante 
Versorgung verantwortlichen Akteurinnen und Akteure zu eruieren, ob ein 
intersektorales Gesundheitszentrum am bisherigen Klinikstandort Eckernförde 
errichtet werden kann und falls ja, einen entsprechenden Vorschlag zur 
Umsetzung zu erarbeiten. 

 
 

Sachverhalt 
Der Antrag wurde während der Hauptausschusssitzung gestellt. 
 

Relevanz für den Klimaschutz 
entfällt 
 

Finanzielle Auswirkungen 
 

TOP 10.2.1



 Seite: 2/2 
 

Anlage/n: 

1 Antrag Bündnis 90 zum HA 12.01.2023 
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Antrag Bündnis 90 / Die Grünen 

1. Der Hauptausschuss spricht sich für einen Verbleib der imland gGmbH in 
kommunaler Trägerschaft aus. 

 

2. Die Verwaltung wird beauftragt, den (vorläufigen) Sachwalter sowie die 
Geschäftsführung und den Generalhandlungsbevollmächtigten darüber zu 
informieren, dass der Kreis von der Einräumung von Erbbaurechten an den 
der imland gGmbH verpachteten Klinikgrundstücken absehen wird. 

 

3. Die Verwaltung wird beauftragt, gemeinsam mit der Geschäftsführung der 
imland gGmbH sowie den für die Sicherstellung der für die ambulante 
Versorgung verantwortlichen Akteurinnen und Akteure zu eruieren, ob ein 
Intersektorales Gesundheitszentrum am bisherigen Klinikstandort Eckernförde 
errichtet werden kann und falls ja, einen entsprechenden Vorschlag zur 
Umsetzung zu erarbeiten. 
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Kreis Rendsburg-
Eckernförde 
Der Landrat 

 

 

Antrag der SPD Kreistagsfraktion zur Weiterführung 
der imland gGmbH 

VO/2023/016-01 
 
öffentlich 
 
FD 1.3 Gremien und Recht 
 
 

Fraktionsantrag 
 
Datum:  16.01.2023 
 
Ansprechpartner/in:Julian Detmer 
 
Bearbeiter/in: Christiane 
Ostermeyer 

 
Datum Gremium (Zuständigkeit) Ö / N 

19.01.2023 Hauptausschuss (Entscheidung) Ö 
 
Begründung der Nichtöffentlichkeit 
 
 
Beschlussvorschlag 
Die SPD-Fraktion beantragt, dass der Hauptausschuss dem Kreistag empfiehlt zu 
beschließen: 

1. Der Kreistag spricht sich für den Verbleib der imland gGmbH in kommunaler 
Trägerschaft aus. 

2. Der Hauptausschuss weist die Mitglieder der Gesellschaftsversammlung der 
imland gGmbH an, die Geschäftsführung zu beauftragen, nach Beendigung 
der Insolvenz die Möglichkeiten der Weiterführung der Klinik Eckernförde als 
Standort der Regelversorgung auszuloten und auf den Weg zu bringen. 

3. Der Hauptausschuss weist die Mitglieder der Gesellschaftsversammlung der 
Imland gGmbH an, die Geschäftsführung zu beauftragen, nach der 
Beendigung der Insolvenz Angebote auch privater Unternehmen für die 
künftige Geschäftsführung auf Grundlage eines „robusten“ Mandats mit 
Gewinnbeteiligung einholen. 

4. Die Verwaltung wird gebeten, zu prüfen und dazu Gespräche zu führen nach 
Beendigung der Insolvenz, inwieweit im Rahmen des 6-K-Verbundes die 
Bereitschaft zu einer Fusion oder der gemeinsamen Aufgabenwahrnehmung 
einzelner Bereiche wie sie beispielsweise bereits erfolgreich beim 
Rettungsdienstwesen besteht. 

5. Der Kreistag fordert die Bundes- und Landesregierung auf, im Rahmen der 
derzeit auf Bundesebene geführten Diskussion zur Krankenhausreform die 
Rahmenbedingungen zu schaffen, dass am Standort Eckernförde wieder eine 
tragfähige stationäre Versorgungsstruktur und eine Geburtenstation etabliert 
werden kann. 

6. Die Verwaltung wird beauftragt, einmal jährlich dem Kreistag Bericht über den 
Fortgang der Krankenhausreform und die sich daraus ergebenden 
Möglichkeiten für den Standort Eckernförde zu erstatten. 
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Sachverhalt 
Der geänderte Antrag ist in der Hauptausschusssitzung am 12.01.2023 angekündigt 
worden. 
 

Relevanz für den Klimaschutz 
entfällt 
 

Finanzielle Auswirkungen 
 

Anlage/n: 

1 2023-01-19 SPD Imland Antrag HA 19.01.23 
 

2 Antrag SPD 12.01.23 zum HA 
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Sozialdemokratische Partei Deutschland               Anke Göttsch 

Kreistagsfraktion Rendsburg-Eckernförde               -  Fraktionsvorsitzende -  

 
 

SPD Kreistagsfraktion  Telefon    e-Mail:     Bankverbindung:   Vorsitzende:   Telefon 
Rendsburg-Eckernförde 0 43 31) 2 02- 3 60 spd-fraktion@gmx.de  Sparkasse Mittelholstein Anke Göttsch         0177 / 252 829 9  
Kaiserstraße 8   Fax:     Internet: www.spd-  IBAN: DE22 214 500  Pferdemarkt 58  an-goettsch@gmx.de
  
24768 Rendsburg   (0 43 31) 2 02-5 30 net-sh.de/rdeck/fraktion      000 000 031 097   24340 Eckernförde  

 

 

An den                     Rendsburg, den 12.01.2023 

Vorsitzenden des Hauptausschusses  

des Kreises Rendsburg-Eckernförde 

Herrn Torsten Schulz 

 

im Haus 

 

 

 

Die SPD-Fraktion beantragt, dass der Hauptausschuss dem Kreistag empfiehlt zu beschließen: 

 

1. Der Kreistag spricht sich für einen Verbleib der imland gGmbH in kommunaler 

Trägerschaft aus. 

2. Der Hauptausschuss weist die Mitglieder der Gesellschaftsversammlung der Imland 

gGmbH an, die Geschäftsführung zu beauftragen, nach Beendigung der Insolvenz die 

Möglichkeiten der Weiterführung der Klinik Eckernförde als Standort der Regelversorgung 

auszuloten und auf den Weg zu bringen.  

3. Der Hauptausschuss weist die Mitglieder der Gesellschaftsversammlung der Imland 

gGmbH an, die Geschäftsführung zu beauftragen, nach der Beendigung der Insolvenz 

Angebote auch privater Unternehmen für die künftige Geschäftsführung auf Grundlage 

eines „robusten“ Mandats mit Gewinnbeteiligung einholen. 

4. Die Verwaltung wird gebeten, zu prüfen und dazu Gespräche zu führen nach Beendigung 

der Insolvenz, inwieweit im Rahmen des 6-K-Verbundes die Bereitschaft zu einer Fusion 

oder der gemeinsamen Aufgabenwahrnehmung einzelner Bereiche wie sie beispielsweise 

bereits erfolgreich beim Rettungsdienstwesen besteht. 

5. Der Kreistag fordert die Bundes- und Landesregierung auf, im Rahmen der derzeit auf 

Bundesebene geführten Diskussion zur Krankenhausreform die Rahmenbedingungen zu 

schaffen, dass am Standort Eckernförde wieder eine tragfähige stationäre 

Versorgungsstruktur und eine Geburtenstation etabliert werden kann.  

6. Die Verwaltung wird beauftragt, einmal jährlich dem Kreistag Bericht über den Fortgang 

der Krankenhausreform und die sich daraus ergebenden Möglichkeiten für den Standort 

Eckernförde zu erstatten. 
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Die SPD-Fraktion beantragt, dass der Hauptausschuss zustimmt und dem Kreistag 
zur Beschlussfassung vorzulegen: 

 

1. Der Kreistag spricht sich für den Verbleib der Imland GGmbH in 
kommunaler Trägerschaft aus. 

2. Die Verwaltung wird beauftragt, gemeinsam mit der  
Geschäftsführung der Imland die Weiterführung der Klinik E 
ckernförde als Standort der Regelversicherung zu sichern. 

3. Die Verwaltung wird beauftragt, Angebote auch privater Unternehmen für 
die künftige Geschäftsführung auf Grundlage eines robusten Mandats mit 
Gewinnbeteiligung einholen. 

4. Die Verwaltung wird beauftragt, zu prüfen und dazu Gespräche zu führen, 
inwieweit im Rahmen des 6-k-Verbundes die Bereitschaft zu einer Fusion 
oder der gemeinsamen Aufgabenwahrnehmung einzelner Bereiche wie 
bereits erfolgreich beim Rettungswesen besteht. 

5. Der Kreistag fordert die Bundes- und Landesregierung auf, im 
Rahmen der derzeit auf Bundesebene geführten Diskussion zur 
Krankenhausreform die Rahmenbedingungen zu schaffen, dass 
am Standort Eckernförde wieder eine tragfähige stationäre 
Versorgungsstruktur etabliert werden kann. 

6. Die Verwaltung wird beauftragt, einmal jährlich dem Kreistag 
Bericht über den Fortgang der Krankenhausreform und die sich 
daraus ergebenden Möglichkeiten für den Standort Eckernförde 
zu erstatten. 

12.01.2023 
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Kreis Rendsburg-Eckernförde 
Der Landrat 

 

 

Niederschrift 

Sitzung des Hauptausschusses 
 
Sitzungstermin: Donnerstag, 19.01.2023 
Sitzungsbe-
ginn: 17:00 Uhr 

Sitzungsende: 20:17 Uhr 

Raum, Ort: Kreis Rendsburg-Eckernförde, Kaiserstraße 8, 24768 Rendsburg, 
Kreistagssitzungssaal 

 
Anwesend 
 
Vorsitz 
 
 

Thorsten Schulz  
  
 
Mitglieder 
 
 

Hans-Jörg Lüth  
Tim Albrecht  
Eike Fandrey bis 19:45 Uhr 
Ralf Kaufmann  
Sabine Mues  
Beate Nielsen  
Reimer Tank  
Anke Göttsch  
Jens Kolls  
Michael Rohwer Vertretung für: Tatjana Larsen 
Lukas Strathmann  
Armin Rösener  
Gudrun Rempe Vertretung für: Dr. Christine von 

Milczewski 
Henry Petteri Deising  
Dr. Michael Schunck  
Dr. Reinhard Jentzsch  
Sven-Michael Chilla  
  
 
stellvertretende Mitglieder 
 
 

Martin Harders ab 19:45 Uhr für Eike Fandrey 
Thomas Kahle  
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Christian Schlömer  
Peter Thordsen  
Norbert Wilkens  
Renate Brunkert  
Michael Rohwer  
Peter Skowron  
Gerrit van den Toren  
Dirk Behrens  
Gudrun Rempe  
Kirsten Zülsdorff  
Janis Daas  
Tina Schuster  
Susanne Storch  
Dr. Andreas Höpken  
Maximilian Reimers  
Thorsten Uhrbrock  
  
 
beratende Mitglieder 
 
 

Dr. Rolf-Oliver Schwemer  
  
 
Politik 
 
 

Torben Ackermann  
Karola Blunck  
Manfred Christiansen  
Holger Gränert  
Frank Petzold  
Dr. Ina Walenda  
  
 
Verwaltung 
 
 

Nina Fiedler  
Dr. Martin Kruse  
Thomas Voerste  
Stephan Ott  
Thomas Stüber  
Carsten Ludwig  
Hendrik Jürgensen  
Julian Detmer  
Dennys Bornhöft  
Matthias Kruse  
Klaus Behrens  
Christiane Ostermeyer  
Malthe Riksted  
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Personalrat  
Sabine Groeper  
Silvia Kempe-Waedt  
Dennis Staack  
Lauritz Bilski  
Manuela Dr. Freitag  
Katrin Abendroth  
Christina Mönke  
Bettina Bielawa  
  
 
Gäste 
 
 

Dr. Juliane Rumpf  
Uwe Hartwig  
  
 
Keine Teilnehmergruppe 
 
 

Paula Politiker  
  
 
 
Abwesend 
 
Mitglieder 
 
 

Tatjana Larsen entschuldigt 
Dr. Christine von Milczewski entschuldigt 
Anissa Heinrichs abwensend 
  
 
 
Gäste: 
Herr Markus Funk, imland gGmbH bis 19:58 Uhr 
Herr Michael Kiens, imland gGmbH bis 19:58 Uhr 
Herr Stefan Denkhaus, Boege Rohde Luebbehuesen bis 19:58 Uhr 
Herr Andres Romey, Kanzlei Eckert bis 19:58 Uhr 
Frau Laura Albrecht, imland gGmbH bis 19:58 Uhr 
Frau Andrea Hingst, imland gGmbH bis 19:58 Uhr 
Herr Salim Khan Durani, Cornelius Krage  
Herr Dr. Ronald Steiling, Graf von Westphalen  bis 19:15 Uhr 
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Tagesordnung 
 
Öffentlicher Teil 
 
1. Eröffnung, Begrüßung und Festlegung der Tagesordnung 

  
 

2. Fragestunde für Einwohnerinnen und Einwohner 
  

 

3. Anfragen nach § 26 Geschäftsordnung des Kreistages 
  

 

3.1. Anfragen nach § 26 der Kreistagsfraktionen SSW, WGK 
und SPD 
  

VO/2023/024 

4. Niederschriften 
  

 

4.1. Niederschrift über die Sitzung vom 27.10.2022 
  

 

4.2. Niederschrift über die Sitzung vom 03.11.2022 
  

 

4.3. Niederschrift über die Sitzung vom 10.11.2022 
  

 

5. Bekanntgabe der in nichtöffentlicher Sitzung gefassten 
Beschlüsse 
  

 

6. Verwendung des Jahresüberschusses 2021 der 
Förde Sparkasse 
  

VO/2023/001 

7. Antrag der Gemeinde Rade bei Hohenwestedt auf 
Bewilligung einer Fehlbetragszuweisung aus Kreismitteln 
  

VO/2022/129 

8. Personalangelegenheiten 
  

 

8.1. Personalangelegenheiten: Nebentätigkeiten des Landrats 
  

VO/2023/002 

9. Verwaltungsangelegenheiten 
  

 

10. Beteiligungsverwaltung 
  

 

10.1. imland gGmbH 
  

 

10.1.
1. 

Sachstandsbericht und rechtliche Ausführungen zum 
Insolvenzverfahren der imland gGmbH 
  

VO/2023/030 

10.2. imland gGmbH - Fraktionsanträge 
  

 

10.2.
1. 

Antrag der Kreistagsfraktion Bündnis 90 / Die Grünen zur 
imland gGmbH 
  

VO/2023/017 

10.2.
2. 

Antrag der SPD Kreistagsfraktion zur Weiterführung der 
imland gGmbH 
  

VO/2023/016-01 
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. Herstellung der Nichtöffentlichkeit 
  

 

 
Die folgenden Tagesordnungspunkte werden voraussichtlich nicht öffentlich 
beraten: 
 
11. Beteiligungsverwaltung 

  
 

11.1. imland gGmbH 
  

 

11.1.
1. 

Mündlicher Fraktionsantrag von mehreren Fraktionen 
  

VO/2023/035 

. Antrag zur Geschäftsordnung zur Beendigung der 
Beratung. 
  

 

. zu 11.1.1 weitere Beratung zu dem Tagesordnungspunkt 
  

 

11.1.
2. 

Fraktionsantrag von CDU, SPD, FDP, Bündnis 90/die 
Grünen, SSW 
  

VO/2023/032 

11.1.
3. 

Vermerk Grundsatz der Wirtschaftlichkeit und Sparsamkeit 
  

VO/2023/021 

11.1.
4. 

Grundstücksüberlassungsvertrag imland gGmbH 
  

VO/2023/021-01 

11.1.
5. 

Antwort des Innenministeriums vom 17.01.2023 auf die 
Bitte um kommunalaufsichtliche Beratung 
  

VO/2023/021-02 

11.1.
6. 

Zeitplan für einen eventuell erforderlichen 
Nachtragshaushalt 
  

VO/2023/025 

11.2. imland gGmbH - Sachstand 
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Protokoll 
 
Öffentlicher Teil 
 
 
zu 1 Eröffnung, Begrüßung und Festlegung der Tagesord-

nung  

Der Vorsitzende, Thorsten Schulz, eröffnet die Sitzung des Hauptausschusses und 
begrüßt die Anwesenden im Kreistagssitzungssaal.  

Einwendungen gegen Form und Frist der Ladung werden nicht erhoben. Der Vorsit-
zende stellt die Beschlussfähigkeit fest. Die Einladung zur Sitzung wurde am 
25.11.2022 fristgerecht verschickt. Ergänzende Unterlagen wurden am 16.01.2023 
Nachversand 1 und 2, am 17.01.2023 Nachversand 3, am 18.01.2023 Nachversand 
4 und 5, am 19.01.2023 Nachversand 6 und 7 versendet.  

Der ursprünglich unter TOP 10 vorgesehene Tagesordnungspunkt 
„Personalangelegenheiten“ im nichtöffentlichen Teil entfällt 

Die Fraktion Bündnis 90/Die Grünen zieht den Antrag unter TOP 10.2.1 zurück. Die 
SPD-Fraktion zieht ihren Antrag unter TOP 10.2.2 zurück. 

Das Protokoll führt Frau Ostermeyer. 
 
 
 
 
 

 
 
zu 2 Fragestunde für Einwohnerinnen und Einwohner  
Frau Astrid Eickhoff aus Schwedeneck erläutert, dass sie am 10.02.2022, 4 Tage vor 
der Entscheidung zu den Szenarien 1 und 5, im Hauptausschuss gefragt habe, ob 
den Abgeordneten genug Zeit gegeben worden sei, um sich zum Thema „Umstruktu-
rierung imland“ ausreichend informieren zu können. Die Antwort von Herrn Schulz 
hätte damals gelautet: „aus meiner Sicht, ja“. Am 12.01.2023 hätten einige Abgeord-
nete eingeräumt, dass die Zeit doch nicht ausreichend gewesen sei. Gestern seien 
neue erschreckende Zahlen veröffentlicht worden, die zeigten, dass die Schulden auf 
eine nahezu explosionsartige Weise von einem mittleren zweistelligen Millionenbe-
trag auf 100 Millionen gewachsen seien.  

Nach dieser Einleitung fragt Frau Eickhoff, seit wann den Abgeordneten diese neuen 
Informationen zu den Insolvenzforderungen vorlägen, und ob diese jetzt vollständig 
seien?  

Herr Funk antwortet, dass die Frage vermutlich auf den Pressebericht des Tages 
abziele. Die Zahl von 100 Mio. €, die dem Bericht zu entnehmen gewesen sei, sei die 
Summe der Verbindlichkeiten aus dem Jahresabschluss 2021. Diese habe nichts mit 
dem Insolvenzverfahren zu tun. Hier sei von der Presse ein falscher Kontext darge-
stellt worden. Des Weiteren seien die Zahlen zum Ende 2022 noch gar nicht be-
kannt. Der Jahresabschluss 2022 sei noch in Arbeit. 

Weiter fragt Frau Eickhoff, ob dem Kreis die Zahl zur Insolvenzmasse vorliege? 
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Herr Schulz antwortet, dass die Zahl nicht konkret vorliege. 

Weiter erfragt Eickhoff, wie hoch der prozentuale Anteil der Verschuldung am Stand-
ort Eckernförde und Rendsburg in Relation zu jeweiliger Bettenanzahl sei? 

Herr Schulz antwortet in Absprache mit Herrn Funk, dass der Kreis das nicht ermit-
teln könne. Herr Denkhaus ergänzt, dass er vom Amtsgericht Neumünster beauftragt 
sei, als Sachverständiger ein Gutachten zur Vermögens- und Liquiditätslage der im-
land gGmbH zu erstellen. In diesem Gutachten würden vermutlich viele der gestell-
ten Fragen, allerdings nicht die Letzte, beantwortet werden können. Das Gutachten 
werde Grundlage für eine erste Gläubigerversammlung sein. Diese sei nichtöffent-
lich, allerdings zeige die Erfahrung, dass die Zahlen meist kurze Zeit später öffentlich 
werden würden, was bis in den Mai dauern könne. 

Frau Eickhoff erkundigt sich, ob es Kaufinteressenten gebe, die an beiden Stand-
orten interessiert seien oder ob es Interessenten gebe, die nur an einem Standort 
Interessiert seien? 

Herr Schulz antwortet, dass das noch nicht bekannt sei. 

Frau Eickhoff fragt, wie tief der vom Sachwalter, Herrn Denkhaus, angekündigte, 
„chirurgische Schnitt“ gehen werde, und wie viele Mitarbeiter von einer betriebsbe-
dingten Kündigung an jedem Standort betroffen wären?   

Herr Schulz antwortet, dass dem Hauptausschuss keine Zahlen vorlägen.  

Herr Bernd Albrecht aus Eckernförde richtet seine Frage an den Sachwalter Herrn 
Denkhaus, ob es eine Bedingung für ein Angebot eines Investors sei, dass das 
Krankenhaus in Eckernförde ein Krankenhaus bleibe, oder ob es auch an eine Bau-
gesellschaft, Hotelgesellschaft oder ähnliches verkauft werden könne?  

Herr Denkhaus antwortet, dass die imland gGmbH nicht Eigentürmer der Immobilie 
sei. Man sei gerade deswegen hier zusammen, um in einem Investorenrozess Pro-
zessicherheit im Sinne einer Existenzsicherung der imland Kliniken als Kliniken zu 
bekommen, und das gehe nur mit Erbbaurechten. Es sei nicht die Aufgabe eines 
Sachwalters, dem Landkreis Immobilieninvestoren für z.B. Ferienhausprojekte zuzu-
führen. Ziel des Sachverwalters sei es, die imland als Pächter der Grundstücke zu 
sanieren. Sollte der Prozess insgesamt zu dem Ergebnis führen, dass in Eckernförde 
ein Krankenhaus nicht bleiben könne, dann werde er nichts dafür tun, dass die Im-
mobilie einer Drittverwendung zugeführt werden könne, sondern möglichst viel dafür 
tun, die imland zu sanieren und möglichst viel für die Gläubiger zu realisieren.     
 
 
 
 
 

 
 
zu 3 Anfragen nach § 26 Geschäftsordnung des Kreistages  
 
 
 
 
 
 

 
 
zu 3.1 Anfragen nach § 26 der Kreistagsfraktionen SSW, WGK 

und SPD VO/2023/024 

Die Vorlage enthält 18 Fragen der Kreistagsfraktionen SSW, WGK und SPD, die von 
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Herrn Detmer und Herrn RA Khan Durani beantwortet werden.  
 
1) Was beinhaltet das Erbbaurecht? Welche Rechte sind für den Investor damit ver-
bunden? Erhält der Kreis monatliche Zahlungen vom neuen Investor? Wenn ja, in 
welcher Höhe?  
 
Herr Detmer antwortet, dass das Erbbaurecht das Recht beinhalte, für eine verein-
barte Zeit Gebäude auf einem fremden Grundstück zu errichten beziehungsweise zu 
benutzen. Der Kreis würde jeden Monat Erbbauzinsen von dem Investor erhalten. 
Der Höhe des Zinses stehe noch nicht fest.  
 
2.) Herr Funk bereitet in der Ausarbeitung seines Sanierungskonzeptes auch die 
Möglichkeit einer Fachklinik in Eckernförde vor, sollte die imland gGmbH in öffentli-
cher Hand bleiben. Unter der Prämisse, dass weder die Gemeinde Eckernförde noch 
die Allgemeinmediziner die Entwicklung eines IGZ unterstützen, wird eine Erweite-
rung des MVZ über ein IGZ und daraus zukünftigen Weiterentwicklung zu einer 
Fachklinik unmöglich?  
 
Herr Detmer antwortet, dass die Verwaltung die Weiterentwicklung unter dieser Prä-
misse auch für unmöglich halte. 
 
3.) Wie verhält sich das Gesundheitsministerium, respektive der Landeskranken-
hausausschuss zu den Plänen einer Fachklinik, wenn die Bedarfe einer Grund- und 
Regelversorgung vor Ort nicht als notwendig erachtet werden und die Zukunft eher 
zur ambulanten Versorgung und Digitalisierung im Zeichen des demographischen 
Wandels zu sehen ist?  
 
Herr Detmer antwortet, dass das Land einer solchen Klinik offen gegenüberstehe.  
 
4.) Welche Art der Fachklinik wird angestrebt? Wird eine Chirurgie/Internistik Be-
standteil dieses Fachkrankenhauses sowie eine Notfallversorgung für Arbeits und 
Schulunfälle etc.?  
 
Herr Detmer erwidert, dass es noch offen sei, welche Art von Klinik angestrebt wer-
de. Zurzeit scheine es so zu sein, dass eine Fachklinik für Altersmedizin angestrebt 
werde. Ob Chirurgie und Internistik ein Bestandteil seien, sei derzeit nicht klar. Es 
erscheine aber aus Verwaltungssicht eher fernliegend zu sein.  
 
5.) Würde die Politik dem Erbbaurecht nicht zustimmen und lediglich der eine Inves-
tor, der auf Erbbaurecht verzichtet, ein Gebot abgeben, welche Einflussnahme bliebe 
dem Kreis dann noch? Wären dann Bedingungen wie TvÖD, 5-Jahre-
Arbeitsplatzgarantie noch durchsetzbar?  
 
Herr Detmer antwortet, dass der Kreis theoretisch als Einflussnahme ein Höchstge-
bot abgeben könne. Die Höhe des Betrags wäre unklar, aber es bestünden erhebli-
che Bedenken, ob es rechtlich zulässig wäre. Die letztgenannten Bedingungen seien 
nicht durchsetzbar. 
 
6.) Welche Konsequenzen hätte es für den Kreis, wenn ein Dritter die Klinik „nur“ 
pachtet?  
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Herr Detmer sagt, dass es -solange der Klinikbetrieb weitergehe - keine Konsequen-
zen haben würde.  
 
7.) Ohne Erbbaurecht wäre die Investitionssumme wahrscheinlich deutlich geringer 
als mit einer 66-Jahre-Baurechtgarantie. Wäre es für den Kreis dann wahrscheinli-
cher Höchstbietender zu sein und das Investorenangebot für eine „überschaubare“ 
Summe zu überbieten?  
 
Herr Detmer antwortet, dass er das erst beantworten könne, wenn dem Kreis Ange-
bote vorliegen würden. Es bestünden erhebliche Bedenken, ob der Kreis entspre-
chende Angebote überhaupt überbieten dürfte. 
 
8.) In welcher Höhe müsste die imland-Gesellschaft in ihrer Form als gGmbH bei der 
Gläubigerbefriedung Finanzmittel für die Befriedung der Gläubiger zusätzlich zu den 
Geboten eines Investors aufbringen? In welcher Höhe würde diese finanzielle Belas-
tung für den Kreis als Gesellschafter vermutlich ausfallen?  
 
Herr Detmer antwortet, dass ein Share-Deal vermutlich dafür sorgen würde, dass der 
Kreis keine zusätzlichen Finanzmittel für imland gGmbH ausgeben müsse.  
 
9.) Der Gläubigerausschuss entscheidet letztendlich darüber, ob die Summe X für 
die Gläubigerbefriedung als ausreichend angesehen wird. Da der Ausschuss erst im 
Mai darüber befindet, gibt es bis dahin keine Sicherheit für die Beschäftigten? 
 
Herr Detmer antwortet, dass es eine abschließende Sicherheit erst im Mai gebe.  
 
10.) In diesem Zusammenhang stellt sich die Frage, wer für die Gehälter im April & 
Mai aufkommen wird. Wenn die BfA für das erste Quartal 2023 bis zu 30 Mio.€ dafür 
vorstrecken muss, würde dies für die kommenden Monate die Imland gGmbH mit ca. 
20 Mio. € belasten. Ist dies wirtschaftlich ohne Unterstützung des Kreises als Noch-
Gesellschafter tatsächlich leistbar oder gibt es dann Abschläge bei den Gehältern? 
 
Herr Khan Durani antwortet, dass das Insolvenzrecht nicht das Arbeitsrecht breche, 
daher können die Gehälter nicht gekürzt werden, und die Gehälter müssen aus der 
Insolvenzmasse, also dem Vermögen der imland gGmbH, bezahlt werden.  
 
 11.) Würde sich im Kreistag bis zum Stichtag 31. März 2023 keine Mehrheit für oder 
gegen ein Erbbaurecht ergeben, wie würde die Insolvenz dann fortgeführt? Wird das 
Gericht in diesem Falle das Schutzschirmverfahren beenden und eine geregelte In-
solvenz ohne Handhabe durch den Kreis beschließen?  
 
Herr Khan Durani antwortet, dass es Spekulation sei. Wenn kein Erbbaurecht ge-
währt werde, beende dies nicht zwingend das Schutzschirmverfahren oder habe Ein-
fluß auf die Eigenverwaltung. Im Übrigen könne auch bei einer normalen Insolvenz 
ein Insolvenzplan eingereicht werden und es müsse nicht zwangsläufig zu einer Zer-
schlagung kommen.  
 
12.) Sollte ein Angebot dem Gläubigerausschuss zu gering ausfallen und abgelehnt 
werden, gibt es dann eine Verlängerung des Insolvenzverfahrens mit einer Nachbes-
serung des Angebotes oder muss das Verfahren dann gerichtlich für eine gütliche 
Einigung geklärt werden?  
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Herr Khan Durani antwortet, dass sich das schwer sagen lasse. Wenn die abgege-
benen Angebote nach der Frist zu gering seien, müsse durch den Gläubigeraus-
schuss oder später die Gläubigerversammlung eine Entscheidung getroffen werden.  
 
13.) Ist das Heimfallrecht bei Missachtung der vertraglich vereinbarten Bedingungen 
auf jeden Fall garantiert oder kann der Investor alternativ sich durch eine Ausgleichs-
zahlung aus der Verantwortung „frei-kaufen“?  
 
Herr Detmer antwortet, dass es auf die vertragliche Ausgestaltung des Erbbaurech-
tes ankomme.  
 
14.) Im Falle einer 1-Standort-Lösung in öffentlicher Hand ohne Entwicklungsmög-
lichkeit (IGZ, Fachklinik) in Eckernförde sei die Frage erlaubt, was der Kreis mit dem 
Grundstück und den darauf befindlichen Gebäuden in Zukunft machen würde? Wäre 
denkbar, die Flurstücke zu veräußern und die Gewinne in die Ertüchtigung des 
Standortes Rendsburg zu investieren?  
 
Herr Detmer antwortet, zum 1. Teil der Frage insoweit würden noch keine Pläne exis-
tieren, und zum 2. Teil eine solche Möglichkeit könne eine denkbare Möglichkeit 
sein.  
 
15.) Wie ist die Prognose „Fachkräftemangel“ für die Zukunft zu bewerten? Gibt es 
verlässliche Annahmen, dass mit Verlassen der Insolvenz, mit der Sanierung und 
Modernisierung und Zentralisierung in Rendsburg mit einem höheren Interesse bei 
Fachkräften zu rechnen ist?  
 
Herr Detmer erwidert, dass es zur Prognose „Fachkräftemangel“ noch keine gesi-
cherten Erkenntnisse gebe. Es lägen auch der Verwaltung keine Erkenntnisse vor, 
die darauf hinweisen würden, dass es zu einem höheren Interesse bei Fachkräften 
kommen würde.  
 
16.) Wäre eine TvÖD-Tarifbezahlung zum jetzigen Zeitpunkt sinnvoll, wenn zurzeit 
das Angebot an Arbeitsplätzen die Nachfrage an mangelnden Fachkräften deutlich 
übersteigt? Wäre im Falle eines Investors oder auch in öffentlicher Hand es nicht 
sinnvoller, Anreize durch übertarifliche Gehälter (oder Sonderkonditionen-E-Bike, 
Jobticket etc.) möglich zu machen?  
 
Herr Detmer antwortet, dass die Verwaltung die Fragen nicht beantworten könne.  
 
17.) Wie realistisch ist die Einschätzung, dass der Kreis ein Höchstgebot und die Sa-
nierung von bis insgesamt 100 Mio. € finanzieren darf und kann, nebst weiteren Ka-
pitaleinlagen, wenn die Wirtschaftlichkeit der Klinik noch auf „hölzernen“ Beinen 
steht? Wann kann mit einer Aussage des Innenministeriums und der Kommunalauf-
sicht dahingehend gerechnet werden, ob solch eine Investition im Sinne der Wirt-
schaftlichkeit und Sparsamkeit durch den Kreis überhaupt rechtens ist?  
 
Herr Detmer antwortet, dass aus Sicht der Verwaltung erhebliche Bedenken bestün-
den, ob das zulässig sei. Es sei zurzeit nicht absehbar, wann mit einer Aussage des 
Innenministeriums zu rechnen sei.  
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18.) Wie ist der Stand der Geburtshilfe in Rendsburg? Wird Perinatalzentrum weiter 
geplant und die 1:1 Betreuung weiterhin verfolgt, obwohl die Psychiatrie nun keine 
Räumlichkeit freimacht? 
 
Herr Detmer antwortet, dass der Verwaltung hierzu keine Erkenntnisse vorlägen.  
 
 
 
 
 
 

 
 
zu 4 Niederschriften  
 
 
 
 
 
 

 
 
zu 4.1 Niederschrift über die Sitzung vom 27.10.2022  
Schriftliche oder mündliche Einwendungen liegen nicht vor. Die Niederschrift ist da-
mit genehmigt. 
 
 
 
 
 

 
 
zu 4.2 Niederschrift über die Sitzung vom 03.11.2022  
Schriftliche oder mündliche Einwendungen liegen nicht vor. Die Niederschrift ist da-
mit genehmigt. 
 
 
 
 
 

 
 
zu 4.3 Niederschrift über die Sitzung vom 10.11.2022  
Schriftliche oder mündliche Einwendungen liegen nicht vor. Die Niederschrift ist da-
mit genehmigt. 
 
 
 
 
 

 
 
zu 5 Bekanntgabe der in nichtöffentlicher Sitzung gefassten 

Beschlüsse  

Herr Schulz teilt mit, dass in der letzten Sitzung keine Beschlüsse in nichtöffentlicher 
Sitzung gefasst worden seien. 
 
 
 
 
 

 
 
zu 6 Verwendung des Jahresüberschusses 2021 der 

Förde Sparkasse 
VO/2023/001 

Eine Beschlussvorlage liegt vor. 
Die stellvertretende CDU-Fraktionsvorsitzende, Frau Mues, beantragt, die Frist für 
die Fachausschüsse zur Einreichung der Projekte beim Hauptausschuss auf den 
14.04.2023 zu verlängern. Über den geänderten Beschlussvorschlag wird abge-
stimmt. 
 
 

Beschluss: 
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Die Fachausschüsse werden gebeten, Vorschläge für die Verwendung des Jahresü-
berschusses 2021 der Förde Sparkasse zu entwickeln und dem Hauptausschuss bis 
zum 14.04.2023 zur abschließenden Beschlussfassung vorzulegen. 
 

 
Abstimmungsergebnis: 

Ja-Stimmen Nein-Stimmen Enthaltungen 
18 0 0 

 
 

 
 
zu 7 Antrag der Gemeinde Rade bei Hohenwestedt auf Be-

willigung einer Fehlbetragszuweisung aus Kreismitteln VO/2022/129 

Eine Beschlussvorlage liegt vor. 
 

 
Beschluss: 
 
Der Hauptausschuss beschließt, der Gemeinde Rade bei Hohenwestedt eine Fehl-
betragszuweisung in Höhe von 8.295,10 € zu gewähren. 
 

 
Abstimmungsergebnis: 

Ja-Stimmen Nein-Stimmen Enthaltungen 
18 0 0 

 
 

 
 
zu 8 Personalangelegenheiten  
 
 
 
 
 
 

 
 
zu 8.1 Personalangelegenheiten: Nebentätigkeiten des Land-

rats VO/2023/002 

Eine Mitteilungsvorlage liegt vor. Es werden keine Fragen gestellt.  
 
 
 
 
 

 
 
zu 9 Verwaltungsangelegenheiten  
Es gibt keinen Bericht. 
 
 
 
 
 

 
 
zu 10 Beteiligungsverwaltung  
 
 
 
 
 
 

 
 
zu imland gGmbH  
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10.1 
 
 
 
 
 
 

 
 
zu 
10.1.1 

Sachstandsbericht und rechtliche Ausführungen zum 
Insolvenzverfahren der imland gGmbH VO/2023/030 

Herr Dr. Schwemer erläutert, dass es aufgrund der dynamischen Situation der imland 
gGmbH und des Insolvenzverfahrens unumgänglich sei, kurzfristige Mitteilungsvorla-
gen als Tischvorlagen zur Kenntnis zu geben. 
 
Herr Dr. Jürgensen, Herr Dr. Steiling von der Anwaltskanzlei Graf von Westphalen 
und Herr Dr. Schwemer erläutern mündlich die Informationen aus der Vorlage 
VO/2023/030  
 
Es folgt eine vertiefende Aussprache mit ergänzenden Fragen zu dem ausgeführten 
Sachverhalt. 
 
Die in der Vorlage aufgeführten Beschlussvorschläge 
 

(1) Der Hauptausschuss empfiehlt dem Kreistag, im Rahmen einer weiteren Sit-
zung am 20.02.2023 abschließend darüber zu entscheiden, ob und wenn ja 
unter welchen Bedingungen Erbbaurechte an den Klinikgrundstrücken ein-
geräumt werden. 

(2) Die Verwaltung wird beauftragt, vorsorglich und nur für den Fall, dass sich der 
Kreistag am 20.02.2023 für die Einräumung von Erbbaurechten aussprechen 
sollte, die erforderlichen juristischen Erklärungen unter Hinzuziehung einer 
fachkundigen Anwaltskanzlei vorbereiten zu lassen.  

werden als notwendiges Verwaltungshandeln im Rahmen des Verfahrens zur Kennt-
nis genommen. 
 
 
 
 
 

 
 
zu 
10.2 

imland gGmbH - Fraktionsanträge  
 
 
 
 
 
 

 
 
zu 
10.2.1 

Antrag der Kreistagsfraktion Bündnis 90 / Die Grünen 
zur imland gGmbH VO/2023/017 

Der Antrag wurde zum Beginn der Sitzung zurückgenommen. 
 
 
 
 
 

 
 
zu 
10.2.2 

Antrag der SPD Kreistagsfraktion zur Weiterführung 
der imland gGmbH VO/2023/016-01 

Der Antrag wurde zum Beginn der Sitzung zurückgenommen. 
 
 
 
 
 

 
 
zu  Herstellung der Nichtöffentlichkeit  
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Vor Eintritt in die Nichtöffentlichkeit wird darauf hingewiesen, dass der Hauptaus-
schuss vom 16.02.2023 auf Freitag, den 17.02.2023 um 15.00 Uhr verschoben wird. 
Des Weiteren wird festgestellt, dass der Kreistag am 23.01.2023 unter den jetzigen 
Gegebenheiten entfallen kann. 
 

Beschluss:  
Der Hauptausschuss beschließt den nachfolgenden Tagesordnungspunkt in nichtöf-
fentlicher Sitzung zu beraten und beschließen. 
 

 
Abstimmungsergebnis: 

Ja-Stimmen Nein-Stimmen Enthaltungen 
17 0 0 

 
Der nachfolgende Tagesordnungspunkt wird nichtöffentlich beraten. 
 
 

 
 
 
 
Thorsten Schulz 
Vorsitz 

Christiane Ostermeyer 
Protokollführung 
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